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Politik und Entwicklung

Herrschaftsformen und politische 
Strukturen 
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Verstärkte Kontaktdichte und Interdependenzen
zwischen heterogenen Strukturen der Welt,
wachsende Ungleichheiten und sozio-kulturelle
Konflikte zwischen pluralistischen, individualisierten
Gesellschaften des „Westens“ und Gesellschaften
mit bindender einheitlicher Ausrichtung religiöser
oder ideologischer Art,
Armut, internationale Migration

Biosphären, Klima, Boden, Wasser,
Systembeziehungen Mensch–Natur
wie z.B. Ressourcennutzung

Internationale Entwicklungs- und Friedenspolitik durch Vereinte Nationen,
Weltwirtschaftliche Strukturpolitik durch Weltbank, WTO, IWF usw.,
Weltkonferenzen und internationale politische Treffen (z.B. G8),
militärische Hegemoniepolitik der USA, zunehmende Macht der Schwellenländer,
internationale und Binnen-Konflikte sowie Staatszerfall bedrohen Weltfrieden,
Gefahren des internationalen Terrorismus und der organisierten Kriminalität,
interntaionale Kooperation der Zivilgesellschaft

Regionalbündnisse und Zusammenschlüsse
(EU, Afrikanische Union usw.), z.T. mit
Machtdelegation durch Nationalstaaten

Nationales politisches System (z.B. Demokratie, Einparteienstaat),
Repräsentanz gesellschaftlicher Gruppen in Parteien,
Kontrolle der Macht (z.B. Gewaltenteilung),
Freiheitsrechte (z.B. Medien), Menschenrechte,
„good governance“ als entwicklungsorientierte Politik

Zentralisierung vs. Dezentralisierung
(z.B. föderale Systeme),
staatliche Präsenz in der Fläche

Gemeinde als Basisdemokratie,
Partizipation und Interessenausgleich
in der Lebenswelt (Kohärenzmöglichkeiten)

Familienpolitik als Instrument des
sozialen Ausgleichs und der
Zukunftsperspektiven

Mündiger Bürger mit
Grundrechten
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Die Staaten der Entwicklungs- und 
Schwellenländer weisen ein sehr brei-

tes und heterogenes Spektrum von Herr-
schaftsformen auf, das von der rechts-
staatlichen Demokratie bis zur despo-
tischen Diktatur reicht. Selbst das Versa-
gen jeglicher staatlicher Ordnung ist kein 
Einzelfall.

Angesichts der anhaltenden drängenden 
Probleme vieler Entwicklungsländer – Ar-
mut mit allen Folgewirkungen – wird seit 
dem Ende des Kalten Krieges ver stärkt 
nach einem kausalen Zusammenhang zwi-
schen staatlicher Ordnung und Entwick-

lung gesucht. Warum, so die Entwick-
lungsforschung, haben die so genannten 
ostasiatischen „Tigerstaaten“ den Sprung 
aus der Unterentwicklung geschafft, wäh-
rend die meisten afrikanischen Staaten 
trotz engerer Entwicklungszusammenar-
beit mit den Industrieländern schlechter 
dastehen als in der Phase der Dekolonisie-
rung (P1, P6)?

Als Antwort auf die Frage nach dem Zu-
sammenhang von politischen Strukturen 
und anhaltender Unterentwicklung wurde 
insbesondere der Mangel an „guter Re-
gierungsführung“ – Good Governance 

– der betroffenen Staaten ausgemacht. 
Daneben spielen auch weitere Ursachen 
eine wichtige Rolle: noch nicht gefestigte 
Strukturen der jungen, im Aufbau sich be-
fi ndenden Nationalstaaten, ethnische Be-
völkerungsvielfalt als latenter Konfl iktherd, 
außenwirtschaftliche Benachteiligung, Struk -
turverzerrungen infolge einseitiger koloni-
aler Abhängigkeiten, extreme soziale Dis-
paritäten zwischen herrschender Minder-
heit und Bevölkerungsmehrheit usw. Den 
Herausforderungen der in den 1990er 
Jahren vehement einsetzenden wirtschaft-
lichen Globalisierung waren insbesonde-
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re die jungen afrikanischen Staaten nicht 
gewachsen, sodass selbsternannte unver-
antwortliche Herrschaftscliquen (Rebellen, 
Warlords, Diamanten- und Drogenmafi a, 
organisierte Kriminalität usw.) schwache 
Regierungen stürzen, das staatliche Ge-
waltmonopol außer Kraft setzen und eine 
eigennützige, auf materielle Vorteile ge-
richtete Willkürherrschaft ausüben konn-
ten. Diese zerrüttete noch im Aufbau be-
fi ndliche sensible staatliche Strukturen, 
entfachte Bürgerkriege und führte viele 
Länder in den Ruin (Failed States – zer-
rüttete Staaten). Hunderttausende am 
Kriegsgeschehen unbeteiligte Menschen 
sind als Opfer brutaler innerstaatlicher be-
waffneter Konfl ikte um Diamanten, Gold 
und andere Bodenschätze, um ethnische 
Vorherrschaft usw. zu beklagen. Men-
schenwürde und Menschenrechte wur-
den und werden immer noch mit Füßen 
getreten, und das Vertrauen der von bru-
taler und raffgieriger  Willkürherrschaft 
gebeutelten Menschen in ihren Staat ist 
tiefem Misstrauen gewichen. Zerrüttete 
Staaten konzentrieren sich zwar auf den 
afrikanischen Kontinent (z. B. Somalia, Li-

beria, Republik Kongo, Simbabwe, Su-
dan), zerrüttete staatliche Strukturen tre-
ten aber auch in anderen Kontinenten auf 
(z. B. Haiti, Kolumbien, Afghanistan, Irak). 
In einer großen Zahl von Ländern haben 
Reformbemühungen dank der Unterstüt-
zung durch die Völkergemeinschaft zu 
einem verheißungsvollen Neubeginn ge-
führt (z. B. in Mosambik, Angola, Ruanda, 
Burundi, Sierra Leone) (P4).

Good Governance – 
Maßstab für gelingende nachhaltige 
Entwicklung

Good Governance (gute Regierungsfüh-
rung) strebt nach Herstellung guter po-
litischer Rahmenbedingungen. Gute Re-
gierungsführung zeichnet u. a. sich durch 
Rechtsstaatlichkeit, verantwortungsvol len 
Umgang der Regierungen mit politischer 
Macht und öffentlichen Ressourcen, Ach-
tung der Menschenrechte, Streben nach 
sozialem Ausgleich und den Aufbau par-
tizipativer demokratischer Strukturen aus. 
Deshalb stellt Good Governance auch ein 
zentrales Förderkriterium für die deut-

sche wie für die europäische Entwick-
lungszusammenarbeit dar (P2). Bilate-
rale und multilaterale Unterstützung von 
Good Governance fördert nachhaltige 
Entwicklung.

Im Gegensatz zu den meisten afrika-
nischen Staaten haben fast alle Länder 
Ost- und Südostasiens, allen voran die vier 
„Kleinen Tiger“, durch mehr oder weniger 
gute Regierungsführung einen Entwick-
lungspfad eingeschlagen, der durch be-
achtliche Fortschritte gekennzeichnet ist. 
Trotz zum Teil autoritärer Regierungen, 
die oppositionelle Gruppierungen massiv 
unterdrückt haben, vor Menschenrechts-
verletzungen nicht zurückschreckten und 
demokratische Spielregeln außer Kraft 
setzten, haben diese Staaten absolute 
Armut mindern oder gar beseitigen und 
ihre Wirtschaft ankurbeln können. Wich-
tige Antriebskräfte waren dabei ein aus-
geprägtes Nationalbewusstsein, Stolz 
auf eine ehrenvolle historische Vergan-
genheit, teilweise ethnische Homogeni-
tät (Südkorea) und im Vergleich zu Afri-
ka weniger ethnische Zerrissenheit (z. B. 
Thailand, Vietnam, China) und nach wirt-
schaftlichem Fortschritt strebende, wenn 
auch autoritäre Regierungen sowie zu 
einschneidenden Opfern bereite Bevölke-
rungen. Mit dem wirtschaftlichen Aufstieg 
und langsam steigendem Lebensstandard 
wurden schrittweise auch die autoritären  
Herrschaftssysteme überwunden und 
durch asiatisch geprägte Demokratien er-
setzt (vgl. Kapitel Kultur, S. 112 ff.). In-
zwischen hat sich der ost- und südostasi-
atische Raum zu einem starken wirtschaft-
lichen Gravitationszentrum entwickelt.

Als positives Exempel für die Behebung 
politischer Strukturschwächen eines ehe-
mals zerrütteten afrikanischen Landes 
südlich der Sahara ist Mosambik anzu-
führen (P3, P4, Bild links). Nachdem das 
Land 1975 die fast 500 Jahre währen-
de portugiesische Kolonialherrschaft ab-
schütteln konnte, hatte es einen schweren 
Start in die Selbstständigkeit: Mosambik 
wurde nach Erlangen der Unabhängigkeit 

Skyline von Bangkok, der Hauptstadt von Thailand,
einem der „asiatischen Tigerstaaten“

Mathematikunterricht in Chibuto, Mosambik, am 18. März 2007
Das erste Mädchen ist Rosita, die während  der Hochwasserkatastrophe im 
Jahr 2000 auf einem Baum geboren wurde und mit ihrer Mutter von einem 
Hubschrauber gerettet worden war.
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16 Jahre lang in einem Bürgerkrieg zwi-
schen der Befreiungsbewegung Frelimo 
(Frente da Libertação de Moçambique), 
welche die Unabhängigkeit erkämpft hat-
te und hiernach zur Staatspartei wurde, 
und der Rebellenbewegung Renamo (Re-
sistência Nacional Moçambicana), die vom 
damaligen Apartheidsregime in Südafri-
ka unterstützt wurde, politisch zerrissen. 
Mehr als eine Million Menschen starben, 
ein Drittel der Bevölkerung fl üchtete ins 
Ausland, und das Land wurde weitgehend 
ruiniert. Nach dem Friedensabkommen 
der gegnerischen Parteien 1992 gelang 
Mosambik der Übergang zur Demokratie 
– im Parlament sind mehrere Parteien ver-
treten, Menschenrechte und Meinungs-
freiheit sind garantiert und die Regierung 
bemüht sich um den Aufbau eines Rechts-
staates. Trotz wiederholter Naturkatastro-

phen macht auch die wirtschaftliche Ent-
wicklung bescheidene Fortschritte. We-
gen dieser positiven Entwicklungstrends 
spielt Mosambik eine besondere Rolle in 
der deutschen Entwicklungszusammenar-
beit (P3).

„Schurkenstaaten“ in Afrika

Als Land mit besonders schlechter Regie-
rungsführung fällt beispielsweise Äquato-
rialguinea auf. Nachdem das kleine Land 
am Golf von Guinea 1968 von Spanien die 
Unabhängigkeit erlangt hatte, herrschte 
dort bis 1979 der Diktator Francisco Marcía 
Nguema, gegen den sein Neffe Teodoro 
Obiang Nguema erfolgreich einen Militär-
putsch durchführte und seither als Staats-
präsident ebenfalls despotisch regiert (P6). 
Dabei erweist sich der erst in den 1990er 
Jahren entdeckte Erdölreichtum des 

Landes nachgerade als Fluch, was für viele 
afrikanische Staaten mit Erdölressourcen 
gilt: Da die Ölproduktion mehr auf die 
Bedürfnisse des Weltmarktes ausgerich-
tet ist als auf die nachhaltige Entwicklung 
des eigenen Landes, hat sie in Afrika un-
verändert den Charakter einer Exklaven-
wirtschaft kolonialen Stils (P5). Während 
Deutschland die Entwicklungszusammen-
arbeit mit Äquatorialguinea aufgrund der 
unverantwortlichen Regierungsführung 
eingestellt hat, erfährt die Diktatur Obiang 
Nguemas gleichwohl Unterstützung, z.  B. 
durch die Vereinigten Staaten. Obwohl di-
ese Äquatorialguinea vor den Ereignissen 
des 11. September 2001 zum Schurken-
staat erklärt hatten, erlangte das afrika-
nische Land danach jedoch erhebliche Be-
deutung im Rahmen der amerikanischen 
Ölinteressen (P8).

Das offensichtliche Spannungsverhält-
nis zwischen der Forderung nach Good 
Governance und den Rohstoffi nteressen 
von Industriestaaten wird auch im Falle 
des Sudans augenfällig. Hier tritt zugleich 
die geopolitische Konkurrenz der Welt-
macht USA und der aufstrebenden Welt-
macht China zutage: Während die USA 
– anders als in Äquatorialguinea – den Su-
dan aufgrund der Menschenrechtsverlet-
zungen der Regierung in Khartum weiter-
hin als Schurkenstaat einstuften und alle 
amerikanischen Ölförderfi rmen zum Rück-
zug zwangen, intensivierte China seine 
Beziehungen zum Sudan und übernimmt 
inzwischen mehr als die Hälfte der suda-
nesischen Ölförderung (P7, Bild S. 40). 

China tritt aufgrund seines ökonomi-
schen und politischen Gewichts massiv als 
Nachfrager auf den internationalen Märk-
ten für Öl und andere Rohstoffe auf. Die 

Volksrepublik ist inzwischen zum zweit-
größten Ölkonsumenten und drittgröß-
ten Ölimporteur der Welt aufgerückt. Vor 
dem Hintergrund seines hohen Rohstoff-
bedarfs wird die chinesische Außenpolitik 
zusehends davon bestimmt, die Nähe zu 
Ländern mit großen Rohstoffvorkommen 
zu suchen (Beispiele: Sudan, Nigeria, Iran, 
Usbekistan). Dabei stehen die wirtschaft-
lichen Interessen der Volksrepublik den 
entwicklungspolitischen Bemühungen der 
europäischen Staaten, durch wirtschaft-
liche und politische Sanktionsmaßnahmen 
Good Gover nance zu erreichen, z. T. ent-
gegen.

Genitalverstümmelung ist 
Menschenrechtsverletzung

Ein zentrales Kriterium für Good Gov-
ernance ist die Achtung der Menschen-
rechte und insbesondere die Einstellung 
der Regierungen zur weiblichen Genital-
verstümmelung („Female Genital Mutila-
tion“, FGM). FGM stellt eine tief greifende 
Verletzung der Menschenrechte dar. Bis-
lang werden die Verstümmelungspraktiken 
immer noch in 28 afrikanischen Staaten 
als selbstverständliche Tradition betrach-
tet. Dabei werden jährlich etwa zwei Milli-
onen Mädchen Opfer dieser traditionellen 
Praxis. Während des Eingriffs verbluten 
viele oder sterben anschließend an Infekti-
onen und Blutvergiftungen (P10, P13). Zur 
dauerhaften Beendigung der Verstümme-
lungspraxis bedarf es deshalb rechtlicher 
Rahmenbedingungen, die von den betrof-
fenen Staaten vorzugeben sind.

Im Rahmen der Förderung von Good 
Governance unterstützt Deutschland auch 
Maßnahmen zur Überwindung weiblicher 
Genitalverstümmelung (P12). Dieses En-
gagement für elementare Menschen-
rechte (Recht auf körperliche Unversehrt-
heit) stärkt auch die Stellung von Frauen 
in der Gesellschaft (P11). Für die konkrete 
Überzeugungsarbeit gegen die Verstüm-
melungspraxis werden unterschiedliche 
Zugangsweisen gewählt: Theaterauffüh-
rungen, kulturelle Veranstaltungen, Ent-
wicklung neuer Initiationsriten, Bildungs-
veranstaltungen sowie die Gewinnung 
von Lehrerinnen und Lehrern, Dorfober-
häuptern und Beschneiderinnen für das 
Ziel der Überwindung der Genitalverstüm-
melung (P12). Die Maßnahmen gegen die 
weibliche Genitalverstümmelung stellen 
somit einen Beitrag zur nachhaltigen Ent-
wicklung zivilgesellschaftlicher Strukturen 
und damit zur Demokratisierung der Ge-
sellschaft sowie zur Gleichberechtigung 
von Mann und Frau dar.

Bei einem Staatsbesuch im Sudan am 2. und 3. Februar 2007 wird Chinas 
Präsident Hu Jintao (Mitte) vom Präsidenten des Sudan, Omar al-Bashir 
(links neben Hu) mit militärischen Ehren empfangen (auch: Bild S. 43).
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P1 Politische Strukturgebrechen

Staatsversagen – Korruption – „neue 
Kriege“ – Hoffnungen auf Demokratie
Warum könnte weder mehr Entwicklungshilfe 
noch eine gerechtere Weltwirt schaftsordnung 
samt einer umfassenden Entschuldung das 
Armutsproblem mit allen negativen Folge-
wirkungen lösen? Warum haben die ostasi-
atischen „Tiger“ den Sprung aus der Unter-
entwicklung geschafft, während die meisten 
afrikani schen Staaten trotz höherer Entwick-
lungshilfe schlechter dastehen als in der Phase 
ihrer Dekolonisierung? Weder koloniale Hypo-
theken oder das hohe Bevölke rungswachstum 
noch ungünstige Klimabedingungen oder die 
Kulturanthropolo gie des „vorindustriellen Men-
schen“ liefern hinreichende Antworten. Was 
dann? Seit Beginn der 90er Jahre fi ndet die 
von den geostrategischen Zwängen des Kal-
ten Krieges befreite westliche „Gebergemein-
schaft“ unter der Vordenkerrolle der Weltbank 
eine Antwort im Mangel an good governance. 
Es gibt zwar noch manche Verwirrung, was 
die se Formel der „guten Regierungsführung“, 

die zu einem reformpolitischen Schlüsselbe-
griff avancierte, bedeuten soll, aber doch große 
Übereinstimmung, was ihren harten Kern bil-
det: Rechtsstaatlichkeit, Rechtssicherheit, Re-
chen schaftspfl ichtigkeit der Machteliten und 
Korruptionsbe kämpfung.
Bei allen Akteuren, die mit Entwicklungspo-
litik zu tun und Erfahrungen in der Entwick-
lungszusammenarbeit haben – seien es staat-
liche Entwicklungsagentu ren, NGOs in Nord 
und Süd oder Entwicklungsforscher – hat sich 
die Einsicht durchgesetzt, dass schlechte Re-
gierungsführung, funktionsuntüchtige Verwal-
tungsstrukturen, Rechtsunsicherheit und das 
Krebsgeschwür der Korruption Hauptursachen 
für das Zurückbleiben oder gar Zurückfallen 
vieler der ärmsten Länder sind. Dieses Politik-
versagen bildet gleichzeitig die Hauptursache 
für Legitimationskrisen, aus denen Staatskrisen 
und am Ende Zerfallsprozesse von Staaten er-
wachsen.

Quelle: Franz Nuscheler: Entwicklungspolitik; Bonn 2005, S. 
405

P3 Hilfen für Mosambik

Mosambik hat eine besondere Rolle in der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit, denn Mo-
sambik wurde nicht nur im Rahmen der Neuori-
entierung dieser Entwicklungszusammenarbeit 
zum Schwerpunktland erklärt, sondern darüber 
hinaus auch zum Pilotland im Kontext des deut-
schen Aktionsprogramms 2015 zur Armutsmin-
derung weltweit.
Die Auswahl erfolgte nicht zufällig, sondern re-
fl ektiert den politischen Willen der Bundesre-
publik Deutschland, ein Land zu unterstützen, 
das in den letzten 10 Jahren nach Ende eines 
langen und grausamen Bürger kriegs enorme 
Fortschritte vor allem auch in Bezug auf „Good 
Governance“ gemacht hat. Ein jährliches Wirt-
schaftswachstum von etwa 8 % belegt die Be-
mühungen und Anstrengungen der Regierung 
und der Zivilgesellschaft, die wirtschaftliche, 
politische und soziale Situation zu verbessern 
und so die Ar mut zu reduzieren.
Auch im Auf- und Ausbau des Bildungswesens 
sind große Fortschritte zu verzeichnen: Die Ein-
schulungsrate von Mädchen und Jungen sind 
in den letzten Jahren stark angestiegen, die 

Mosambik ist eines der ersten Länder der Welt, 
das im Rahmen der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit eine direkte und ungebundene 
Budgethilfe zum Staatshaushalt erhält. 10 Milli-
onen Euro der für 2006 von Deutschland zuge-
sagten Finanziellen Zusammenarbeit entfallen 
auf diese Form der Unterstützung. Budgethil-
fe erfolgt immer in Absprache mit den ande-
ren Gebern eines Landes, sie ist eine programm-
orientierte Gemeinschaftsfi nanzierung. Voraus-
setzungen dafür sind gute Regierungsführung 
(Good Governance) und der Reformwille des 
Partnerlandes. 
Grundbildung und Berufsausbildung
Die Regierung von Mosambik will im Bildungs-
bereich die Millenniumsziele erreichen. Schon 
1998 hat sie einen „strategischen Bildungsplan“ 
verabschiedet. Die Bundesrepublik unterstützt 
diesen Plan. Ziel ist, den Zugang zur Bildung für 

alle Kinder zu ermöglichen und gleichzeitig die 
Qualität der Ausbildung sicherzustellen.
Der Bau und Wiederaufbau von Schulgebäuden 
und Lehrerhäusern verbessert den Zugang zu 
Bildung in Mosambik. Alphabetisierungskurse 
für junge Erwachsene – insbesondere Frauen 
– und Kurse zur berufl ichen Qualifi kation sol-
len mehr Menschen Chancen auf dem Arbeits-
markt eröffnen. Durch eine bessere Ausbildung 
der Lehrerinnen und Lehrer soll die Qualität des 
Unterrichts verbessert werden. Gesundheits- 
und Friedenserziehung sowie Vorbeugung ge-
gen HIV/Aids soll in die Lehrpläne aufgenom-
men werden. Ein weiterer Schwerpunkt der Zu-
sammenarbeit ist der Aufbau von Kapazitäten 
in der Bildungsverwaltung.

Quelle: BMZ www.bmz.de, >Länder und Regionen, >Partnerlän-
der, >Mosambik, >Zusammenarbeit (Zugriff 23. 8. 2007).

P5 Der „Ressourcenfl uch“

Die afrikanische Ölproduktion hat unverändert 
den Charakter einer Exklavenwirtschaft kolo-
nialen Stils: mehr auf die Bedürfnisse des Welt-
marktes ausgerichtet als auf die Notwendigkei-
ten einer nachhaltigen Entwicklung. Konsequen-
terweise haben sich für die Bevölkerungen 
der betroffenen Länder bis jetzt noch kaum 
Verbesse rungen ergeben, weder in wirtschaft-
licher und sozialer noch in politischer Hinsicht. 
In fünf der neun erfassten Erdölproduzenten 
liegt die durchschnittliche Lebenserwartung un-
ter 50 Jahren, alle neun Länder liegen deutlich 
im letzten Drittel des Human Development In-
dex der UN.
Gleichzeitig lassen die boomenden Erdöleinnah-
men bei den herrschenden Regierungs- 
bzw. Macht eliten eine für das Land äußerst 
entwicklungs feindliche Rentenmentalität ent-
stehen. Die Einnahmen, die die Regierungselite 

aus Besitz und/oder Kontrolle der Erdölvorkom-
men erzielt, ohne dass ihr Kosten für deren Be-
reitstellung ent stehen, unterstützt Korruption 
und Klientelis mus und stärkt autoritäre Regime. 
Ziel ist es nicht mehr, die Öleinnahmen produk-
tiv weiter zu ver wenden, sondern sie möglichst 
günstig umzu verteilen und eine Stabilisierung 
ihrer eigenen Machtverhältnisse sicherzustellen. 
Öleinnahmen in Afrika korrodieren staatliche 
Institutionen und gefährden die Demokratie. 

Quelle: BMZ Diskurs 008: Entwickelt Öl? Möglichkeiten der ent-
wicklungsorientierten Nutzung der Öleinnahmen in Subsahara- 
Afrika. S. 7–8

P2 Die fünf Kriterien

Good Governance ist ein wichtiges Förder kri te-
rium. Das Good-Governance-Verständnis der 
deutschen EZ kommt gemeinsam mit dem Be-
kenntnis zu Demokratie und Menschen rechten 
in den 1991 formulierten „fünf Kriterien“ zum 
Ausdruck. Die Bewertung der Situation in un-
seren Kooperationsländern anhand dieser Kri-
terien (insbesondere die Tendenz, d. h. die Re-
formbemühungen) beeinfl usst Umfang und 
Struktur der Zusammenarbeit und bestimmt 
den entwicklungspolitischen Dialog mit den je-
weiligen Ländern. Bei vehementen Verstößen 
gegen diese Prinzipien besteht die Möglichkeit, 
die bilaterale Zusammenarbeit schrittweise ein-
zuschränken bzw. auszusetzen. Die Kriterien 
sind auch Bestandteil der Posi tion der Bundes-
regierung in multilateralen Entwicklungsgre-
mien und der EU sowie bei der Abstimmung 
zwischen den Gebern. Die fünf Kriterien sind:
1. Achtung der Menschenrechte (u. a. 
Freiheit von Folter, Religionsfreiheit, Minder-
heitenschutz),
2. Beteiligung der Bevölkerung an politi-
schen Entscheidungen (u. a. Vereinigungsfrei-
heit, demokratische Wahlpraxis, Presse freiheit),
3. Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit 
(Unabhängigkeit der Justiz, gleiches Recht für 
alle, Transparenz und Berechenbarkeit staatli-
chen Handelns),
4. Marktorientierte soziale Wirtschaftsord-
nung (u. a. Schutz des Eigentums, Preis-Fin-
dung auf Märkten, Wettbewerbsprin zip),
5. Entwicklungsorientierung staatlichen 
Han delns (Regierungspolitik bemüht sich u. a. 
um ökologisch, ökonomisch und sozial nach-
haltige Entwicklung, Korruptionsbe kämpfung, 
Effi zienz der staatlichen Ver waltung; Höhe der 
Militärausgaben).

Quelle: BMZ Spezial, Juni 2002, S. 8

P4 Fortschritte in Mosambik

Fortsetzung auf Seite 66
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Analphabetenraten von Frauen und Männern 
sind sichtbar gesunken. Jedoch bleibt trotz sol-
cher Fortschritte das Bildungssystem noch im-
mer ineffi zient, sei es beim Zugang oder sei es 
bei den Wiederholer- und Abbrecherquoten, 
die noch immer verhindern, dass ein Großteil 
der einmal eingeschulten Mädchen und Jun-
gen ihre siebenjähri ge Schulpfl icht voll erfül-
len. Aus diesen Hinweisen auf die mangelnde 
Qualität des Bildungssystems ergeben sich die 
prioritären Interventionsfelder des deutschen 
Programms zur Unterstützung bei der Umset-
zung des mosambika nischen Strategischen Bil-
dungsplans (PEE, Plano Estrategico de Educação 
e Cultura 2006/2011).

Quelle: U. Reviere, Programmleiterin Pro-Educação in Maputo, 
Mosambik. 

P6 Bad Governance in Äquatorialguinea
Fortsetzung P4 von Seite 65

Selbst hinter einer Klostermauer, oberhalb des 
Hafens, schließt der Obere die Tür, bevor er 
spricht. Er habe schon genug Priester wie der 
aus Black Beach herausholen müssen: „Wer 
die Wahrheit sagt, kommt ins Ge fängnis.“ Er 
erzählt von Flugzeugabstür zen, über die kein 
Wort geredet werden darf. Von der Paradies-
insel Annabon, auf der das Regime gegen viel 
Geld Atommüll vergrabe.
„Letztes Jahr hat es eine Cholera-Epi demie ge-
geben. Wir mussten Tag und Nacht Messen 
lesen und die Toten begra ben. Die Regierung 
bestreitet noch immer, dass es je eine Seuche 
gegeben hat. Spa niens Hilfe hatte sie abge-
lehnt.“
Der Mönch sagt: „Der Reichtum legt sich wie 
eine Pest auf das Land und erstickt die loka-
le Wirtschaft. Es gibt keine Werte mehr. Jeder 
fühlt sich wichtig, wenn er dazugehört. Kei-
ner will lernen, alle wollen nur an die Öldollar 
herankommen.“ Ein Phänomen, das die Öko-
nomen den „Rohstofffl uch“ nennen.
Wie in Kuwait kommen schon heute in den Su-
permärkten von Malabo* die Eier aus Holland 
und das Fleisch aus Spanien. Es gibt Mineral-
quellen auf dem eigenen Festland. Doch das 
Mineralwasser wird aus Portugal importiert.

Obiang** versprach, mit der Weltbank zu-
sammenzuarbeiten, und ersetzte einige Ver-
wandte in der Regierung durch Tech nokraten. 
Doch noch immer gibt es in der Hauptstadt 
Malabo kein fl ießend Wasser, kein verläss-
liches Stromnetz, kein Ge sundheitssystem, das 
dieses Namens wür dig wäre. „Es scheint keine 
Anzeichen zu geben“, schreibt das Institut des 
„Econo mist“ in seinem aktuellen Länderbe-
richt, „dass Mr Obiang ein wirkliches Interesse 
an Wirtschaftsreformen hat, jenseits von Rheto-
rik und Imagepfl ege“.
Der IWF hat Obiang die Einrichtung eines Res-
sourcenfonds empfohlen, nach dem Vorbild 
von Botswana und Norwegen. Darin wür-
den die Öldollar zwi schengelagert und nach 
weisem Ratschluss verteilt. Doch das setzt 
die Software ei nes modernen Staates voraus: 
Funktionie rende Ministerien, Rechtssicherheit, 
Öf fentlichkeit. Nichts davon ist in Malabo vor-
handen.

Quelle: Alexander Smoltczyk, Volltanken in Malabo. In: DER 
SPIEGEL 35/2006, S. 88/101

* Malabo ist die Hauptstadt von Äquatorialguinea.
** Teodoro Obiang Nguema Mbasogo ist seit 1979 Präsident 
von Äquatorial-Guinea.

P7 China braucht Öl

Als die USA das Land (Sudan) zum Schur-
kenstaat erklärten und alle amerikanischen 
Förderfi rmen zum Rückzug zwangen, über-
nahm China unmittelbar deren Position. In-
zwischen liefert Sudan 60 % seiner Produkti-
on nach China. Zur Erleichterung der Ausfuhr 
hat China eine 1500 km lange Pipeline von den 
Feldern im Süden des Sudan zum Rotmeerha-
fen Port Sudan gebaut. Die sudanesische Re-
gierung erhält 60 % der vereinbarten Erlöse 
in Form von Waffen. Legitimiert wird solches 
Verhalten Chinas mit dem Hinweis auf die in-
ternen Angelegenheiten des jeweiligen Part-
nerlandes. Mit dieser Art von Pragmatismus 
unterläuft die chinesische Regierung im Sudan 
wie in einer immer größer werdenden Zahl an-
derer Rohstoffe liefernder afrikanischer Länder 
jede Bemühung, entwicklungsorientiertes Han-
deln zu etablieren. Die wachsende Abhängig-
keit Chinas von den Rohstoffmärkten der Welt 
scheint China keine andere Wahl zu lassen. Im 
Jahre 2004 führte China 31,3 % mehr Öl ein 
als im Jahr zuvor und rückte zum drittgrößten 
Ölimporteur nach den USA und Japan auf. Eine 
Politik, die dem entwicklungsorientierten An-
satz langfristig zum Erfolg verhelfen will, wird 
daher nicht umhin können, diese „pragma-
tischen“ geostrategischen Interessen mit in ihr 
Kalkül zu ziehen. Dies bedeutet, den sog. Ent-
wicklungspolitischen Dialog nicht nur mit den 
unmittelbar betroffenen afrikanischen Ländern, 
sondern auch und gerade mit deren Handels-
partnern führen zu müssen. Ohne diese globale 
Sichtweise wird jedes Bemühen ein Kurieren an 
Symptomen bleiben.

Quelle: BMZ Diskurs 008: Entwickelt Öl? Möglichkeiten der ent-
wicklungsorientierten Nutzung der Öleinnahmen in Subsahara- 
Afrika. S. 16

P8 Öl macht auch Schurken zu Partnern

Die UN-Menschenrechtskommission verfügt 
über Berichte, wonach der Minister [in Äqua-
torialguinea] die Folter politischer Gegner über-
wacht haben soll. Die Regierung in Malabo ist 
der Auffassung, dass Folter an Gefangenen kei-
ne Menschenrechtsverletzung sei, weil Gefan-
gene keine Rechte haben.
Auch die US-Regierung führte das Re gime lan-
ge als Folterjunta, erst nach dem 11. Septem-
ber 2001 verwandelte sich Äquatorialguinea 
von einem unappetitlichen Schurkenstaat in 
ein Schlüsselelement der neuen amerikanischen 
0lstrategie. Wenige Monate nach den Anschlä-
gen rief George W. Bushs Unterstaatssekretär 
für Afrika, Walter Kansteiner, einer Versamm-
lung von Petroleumbaronen zu: „Bring that oil 
home.“ Er sprach vom Afrika-Öl. Und mit home 
war nicht Malabo gemeint.
Der Golf von Guinea soll vom Persi schen Golf 
unabhängiger machen. Man soll in Idaho sei-
nen Geländewagen volltanken können, ohne 
das dumme Gefühl haben zu müssen, den poli-
tischen Feind reicher ge macht zu haben.

Bis zum 11. September hatte George W. Bush 
Afrika als eine Art globaler Bronx wahrgenom-
men. Unverbesserlich arm, schwarz und voller 
ekliger Epidemien. Jetzt legten ihm seine Bera-
ter Papiere auf den Tisch, in denen Malabo als 
„Kuwait von Afrika“ beschrieben wurde.
Der regierungsnahe Zirkel African Oil Policy In-
itiative Group erklärte im Früh jahr 2002, diese 
Region sei für die USA von „vitalem Interesse“, 
und empfahl dort die Errichtung einer Militär-
basis.
Den entscheidenden Vorteil hat Robert Murphy 
vom Bureau of Intelligence des State De-
partments benannt: „Ein Großteil des Öls in 
Westafrika liegt offshore, somit abgelegen von 
inneren politischen oder so zialen Unruhen.“ 
Das Öl kann direkt über See abtransportiert 
werden, ohne kompli zierte Wege durch Kanäle 
und Deltas. Ohne die Gefahr, dass irgendwel-
che Be freiungsgrüppchen einem die Pipelines 
auf sprengen.

Quelle: Alexander Smoltczyk, Volltanken in Malabo. In: DER 
SPIEGEL 35/2006, S. 88/101

Lager für Flüchtlinge aus Darfur, der nordwestlichen 
Provinz des Sudan, wo seit 2000 ein Bürgerkrieg 
zwischen arabischen Nomaden und schwarzafrika-
nischen Bauern tobt. Versuche der UN, Friedenstrup-
pen in den Sudan zu schicken, scheiterten lange am 
Veto Chinas im Weltsicherheitsrat. Erst seit Mitte 
2007 unterstützen Soldaten aus Europa die Friedens-
truppe der Afrikanischen Union bei ihrem Bemühen, 
den vereinbarten Waffenstillstand zu überwachen 
(auch: P40, P45 – P47).

P9 Der Darfur-Konfl ikt
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P10 Mit der Tradition des Leidens brechen

Mein Ziel ist es, den Frauen in Afrika zu hel-
fen. Ich möchte, dass sie stärker werden, nicht 
schwächer. Die Verstümmelung ihrer Genitalien 
schwächt sie körperlich und seelisch. Da Frauen 
aber das Rückgrat Afrikas sind und die meiste 
Arbeit verrichten, male ich mir gern aus, wie viel 
sie erreichen könnten, wenn man sie als Kinder 
unversehrt ließe und nicht für den Rest ihres Le-
bens verstümmelte.
Trotz meines Zorns darüber, was man mir ange-
tan hat, gebe ich nicht meinen Eltern die Schuld 
daran. Ich liebe meine Mutter und meinen Va-
ter. Meine Mutter hatte über meine Beschnei-
dung nicht zu bestimmen, denn als Frau verfügt 
sie über keinerlei Mitspracherecht. Sie machte 
mit mir einfach das gleiche, was man mit ihr ge-
macht hatte und was vorher schon ihrer Mutter 
und wiederum deren Mutter widerfahren war. 
Und mein Vater hatte keinerlei Vorstellung von 
dem Leiden, das er mir damit zufügte; er wuss-
te nur, dass in unserer somalischen Gesellschaft 
seine Tochter beschnitten sein musste, wenn sie 
heiraten wollte, andernfalls hätte kein Mann sie 
haben wollen. Meine Eltern waren beide Opfer 
ihrer Erziehung, eingebunden in eine Kultur, die 
diese Praktiken seit Tausenden von Jahren un-
verändert fortführt. Doch ebenso wie wir heute 
wissen, dass man mit Impfungen Krankheiten 

vermeiden und dem Tod entrinnen kann, wis-
sen wir, dass Frauen keine brunftigen Tiere sind 
und ihre Bindung an die Familie mit Vertrauen 
und Zuneigung erworben werden muss und 
nicht durch barbarische Riten. Es ist an der Zeit, 
mit der Tradition des Leidens zu brechen.
Ich weiß, dass Gott mir bei meiner Geburt einen 
vollkommenen Körper geschenkt hat. Dann 
aber deklarierte mich der Mann als seinen Be-
sitz, raubte mir meine Kraft und ließ mich als 
Krüppel zurück. Meine Weiblichkeit wurde mir 
gestohlen. Wenn Gott die Teile meines Körpers, 
die mir heute fehlen, nicht gewollt hätte, wa-
rum hat er sie dann erschaffen?
Ich bete darum, dass eines Tages keine Frau 
mehr diese Qual erleiden muss. Sie soll zu et-
was längst Vergangenem werden. Die Men-
schen sollen sagen: „Hast du schon gehört, die 
Genitalverstümmelung von Frauen ist in Soma-
lia gesetzlich verboten und unter Strafe gestellt 
worden?“ Und dann dasselbe auch im nächs-
ten Land und im nächsten, und so weiter, bis 
die ganze Welt für alle Frauen sicher ist. Was für 
ein glücklicher Tag wird das sein – und darauf 
arbeite ich hin. In‘shallah, so Gott will, wird die-
ser Tag kommen.

Quelle: Waris Dirie u.  C. Miller: Wüstenblume. Knaur München 
1998, S. 346–348

P12 Afrika: Gemeinsam gegen Genitalverstümmelung

130 Millionen Frauen auf der Welt, so wird ge-
schätzt, sind Opfer von Genital verstümmelung. 
Der englische Begriff Female Genital Mutilation 
(FGM) nennt die Misshandlung deutlicher beim 
Namen als der verharmlosende, in Deutsch-
land noch gebräuchliche Begriff der Beschnei-
dung. Jährlich erleiden weitere zwei Millionen 
Mädchen dieses Schicksal. Die Verstümme-
lungspraktiken sind vor allem in 28 afrika-
nischen Ländern üblich. Die meisten Menschen 
in den betroffenen Ländern betrachten die Ge-
nitalverstümmelung als eine selbstverständliche 
Tradition. Gesetzliche Verbote, die es in einigen 
Ländern bereits gibt, werden deshalb kaum 
oder gar nicht durchgesetzt. Um der Genital-
verstümmelung auf Dauer ein Ende zu berei-
ten, bedarf es mehr als rechtlicher Rahmenbe-
dingungen. Regierungsstellen, lokale Organisa-
tionen und Frauengruppen aus den betroffenen 
Ländern, die sich seit den 70er Jahren aktiv für 
eine Abschaffung von FGM einsetzen, begrü-
ßen und fordern eine breite internationale Un-
terstützung. Sie beziehen sich in ihrem Kampf 
auf die Beschlüsse der Pekinger Aktionsplatt-
form. Das Dokument verurteilt FGM eindeutig 
als Menschenrechtsverletzung, die weder mit 
Tradition noch mit Religion zu rechtfertigen ist.
Im Rahmen ihrer Entwicklungspolitik will die 
deutsche Bundesregierung dazu beitragen, dass 
die Genitalverstümmelung überwunden wird. 
Im vergangenen Jahr startete sie dazu ein Pro-
jekt, das lokale Initiativen fördert, die die Praxis 
der weiblichen Genitalverstümmelung aus der 
Welt schaffen wollen. Eine breite Öffentlichkeit 
in den afrikanischen Partnerländern soll erfah-
ren, welche gesundheitlichen und psychischen 
Folgen die Genitalverstümmelung hat. Das Pro-

jekt wendet sich an Personengruppen, die bei 
der Entscheidung Pro oder Contra eine wichtige 
Rolle spielen: Eltern, junge Männer, Frauen-
gruppen, religiöse und soziale Autoritäten, Leh-
rer und Familienverbände. Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Projekts arbeiten aber auch 
mit Frauen, die Mädchen verstümmeln, eben-
so mit Hebammen und dem Gesundheitsper-
sonal.

Quelle: BMZ spezial Nr. 012 / Mai 2000: Empowerment von 
Frauen in der entwicklungspolitischen Praxis, S. 13

P11 Keine Gewalt gegen Frauen

Resolution 48/104 der UN zur Beseitigung 
der Gewalt gegen Frauen
Artikel 1 Im Sinne dieser Erklärung bedeutet 
der Ausdruck „Gewalt gegen Frauen“ jede ge-
gen Frauen auf Grund ihrer Geschlechtszuge-
hörigkeit gerichtete Gewalthandlung, durch 
die Frauen körperlicher, sexueller oder psy-
chologischer Schaden oder Leid zugefügt wird 
oder zugefügt werden kann, einschließlich der 
Androhung derartiger Handlungen, der Nöti-
gung und der willkürlichen Freiheitsberaubung, 
gleichviel ob im öffentlichen oder im privaten 
Bereich.
Artikel 2 Unter Gewalt gegen Frauen sind, ohne 
darauf beschränkt zu sein, die folgenden Hand-
lungen zu verstehen:
a) körperliche, sexuelle und psychologische Ge-
walt in der Familie, einschließlich körperlicher 
Misshandlungen, des sexuellen Missbrauchs 
von Mädchen im Haushalt, Gewalttätigkeit im 
Zusammenhang mit der Mitgift, Vergewalti-
gung in der Ehe, weibliche Beschneidung und 
andere für Frauen schädliche traditionelle Prak-
tiken. Gewalt außerhalb der Ehe und Gewalttä-
tigkeit im Zusammenhang mit Ausbeutung;
b) körperliche, sexuelle und psychologische Ge-
walt im Umfeld der Gemeinschaft, einschließ-
lich Vergewaltigung, sexueller Missbrauch, se-
xuelle Belästigung und Einschüchterung am Ar-
beitsplatz, in Bildungseinrichtungen und ande-
renorts, Frauenhandel und Zwangsprostitution;
c) staatliche oder staatlich geduldete körper-
liche, sexuelle und psychologische Gewalt, 
gleichviel wo sie vorkommt.

Quelle: Resolution 48/104 der Generalversammlung der Verein-
ten Nationen vom 20. 12. 1993

P13 Folterwerkzeuge

In Gilgil, einem Dorf in Kenia, besichtigt eine 
Mitarbeiterin von Missio Werkzeuge, mit 
denen Mädchen im Alter zwischen vier und 
zwölf Jahren „beschnitten“ werden, wie die 
Genitalverstümmelung immer noch beschö-
nigend umschrieben wird.

Aufgaben

1. Beschreiben Sie elementare Entwicklungs-
hemmnisse insbesondere für afrikanische 
Staaten.
2. Erläutern Sie die Faktoren, durch welche 
Good Governance einen Beitrag zur gedeih-
lichen Entwicklung von Staaten ausüben 
kann.
3. Stellen Sie die wichtigsten Entwicklungs-
fortschritte von Mosambik vor.
4. Weshalb können reiche Rohstoffvorkom-
men in den Ländern des Südens nachgerade 
zum „Ressourcenfl uch“ werden? Stellen Sie 
die Auswüchse des „Ressourcenfl uchs“ am 
Beispiel Äquatorialguineas vor.
5. Erläutern Sie die geostrategische Politik 
Chinas angesichts seines Ölbedarfs. Welche 
Auswirkungen kann diese Politik für Länder 
des Südens zeitigen?
6. Beschreiben Sie die Politik der Vereinigten 
Staaten nach dem 11. September gegenüber 
Äquatorialguinea.
7. Nehmen Sie Stellung zur geostrategischen 
Rohstoffpolitik Chinas gegenüber dem Sudan 
und den USA gegenüber Äquatorialguinea.
8. Fassen Sie die UN-Resolution zur Beseiti-
gung der Gewalt gegen Frauen in eigenen 
Worten zusammen. Wie verhält es sich im 
Hinblick auf die Umsetzung der Resolution? 
Gehen Sie dabei auch auf die Darstellung 
von Waris Dirie ein.
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Unipolare oder multipolare
Weltordnung? 

Das Ende des Kalten Krieges zwischen der Sowjetunion
mit ihren Verbündeten (Warschauer Pakt) und den USA
mit ihren westlichen Verbündeten (Nordatlantikpakt)

löste Ende 1989 einen Paradigmenwechsel in den
internationalen Beziehungen aus.

 

Die bipolare Weltordnung, die seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs 1945 die 

internationalen Beziehungen geprägt hat-
te, war mit dem Ende des Kalten Krieges 
aufgehoben. Die Vereinigten Staaten ver-
blieben als einzige militärische Supermacht 
auf der weltpolitischen Bühne.

Amerikanische Weltpolitik nach 
dem 11. September

Der 11. September 2001 bildete eine wei-
tere Zäsur in den internationalen Bezie-
hungen. Nachdem der Weltsicherheitsrat 
der UN die Anschläge auf die Türme des 
World Trade Centers in New York (Bild 
rechts) sowie auf das amerikanische Ver-
teidigungsministerium Pentagon in Wash-
ington als „Bedrohung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit“ (Re-
solution 1368) verurteilt hatte, machte 
der amerikanische Präsident George W. 
Bush den in Saudi-Arabien geborenen is-
lamischen Fundamentalisten Osama bin 
Laden und das von ihm gegründete und 
in Afghanistan operierende Terrornetz-
werk Al-Qaida für die Anschläge ver-
antwortlich. Da das in Afghanistan herr-
schende Taliban-Regime nicht bereit war, 
Osama bin Laden an die USA auszuliefern, 
führten die Vereinigten Staaten zusam-
men mit ihren Verbündeten im Oktober 
2001 einen Feldzug gegen das Land, der 
das Taliban-Regime beseitigte. Zur Legiti-
mierung des Krieges wurde auf Artikel 51 

der UN-Charta verwiesen, der individuelle 
oder kollektive Selbstverteidigung nach ei-
ner Aggression erlaubt.

Der 11. September 2001 zog einschnei-
dende Folgen mit weit reichender Bedeu-
tung für die Weltpolitik nach sich. Präsi-
dent George W. Bush erklärte in seiner 
Rede zur Lage der Nation im Januar 2002, 
die USA würden Ländern, die nach Mas-
senvernichtungswaffen strebten (sog. 
„Schur kenstaaten“), künftig erhöhte Auf-
merksamkeit schenken und den Anti-
Terror kampf in eine neue Phase führen 

(P14). Entscheidend für das künftige poli-
tisch-militärische Vorgehen der USA war, 
dass sich Washington in seinen politischen 
und militärischen Entscheidungen auch 
durch die NATO-Partner nicht einschrän-
ken lassen wollte. 

Diese Vorstellungen zur Weltordnungs-
politik der USA nach dem 11. September 
fanden in der Nationalen Sicherheits-
strategie (National Security Strategy, 
NSS) im September 2002 ihren Nieder-
schlag. Wesentliche Leitlinie der Außen- 
und Sicherheitspolitik ist danach der Erhalt 
der militärischen Übermacht der USA ge-
genüber anderen Staaten (P15). „Schur-
kenstaaten“, welche die Sicherheit der 
USA gefährden, sollten in Zukunft durch 
präventive Selbstverteidigung ausgeschal-
tet werden, bevor sie zu einer Bedrohung 
für die USA werden könnten („Bush-
Doktrin“). 

Der Krieg gegen den Irak im Jahre 
2003 stellte die erste militärische Umset-
zung der Bush-Doktrin dar. Aufgrund ih-
rer konkurrenzlosen militärischen Stärke 
werden die USA derzeit von vielen po-
litischen Beobachtern als Zentrum einer 
unipolaren Weltordnung erachtet. Doch 
zeigen sich darin erste Risse. Die mit den 
USA verbündeten europäischen Staaten 
sind inzwischen nicht mehr bereit, der Po-
litik Bushs blind zu folgen, und weltpoli-
tische Machtansprüche melden Russland 
und China an. Die unipolare Weltordnung 
scheint mittelfristig ihrem Ende entgegen 
zu gehen (S. 4 ff.; A4 – A6).

Blick über den Hudson River auf die brennenden 
Türme des World Trade Centers am 11. 9. 2001
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Außen- und sicherheitspolitische 
Positionen Europas

Die in der NSS enthaltene Präventivkriegs-
option wie der Krieg gegen den Irak ha-
ben auch Kritik innerhalb der westlichen 
Welt ausgelöst (P16, P17, P18). Die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union ar-
beiten daran, in ihrer Außen- und Sicher-
heitspolitik eine gemeinsame politische 
Leitlinie zu fi nden. Der Irak-Krieg hatte die 
Uneinigkeit der Europäer in außen- und 
sicherheitspolitischen Fragen augenfällig 
werden lassen – hier die Unterstützer der 
US-Position (u. a. Großbritannien, Spani-
en, Italien und zahlreiche osteuropäische 
Staaten), dort die ablehnenden Staaten 
(u. a. Frankreich, Deutschland, Belgien, 
Luxemburg, Schweden und Österreich). 
Damit waren die brüchigen Grenzen einer 
gemeinsamen europäischen Außen- und 
Sicherheitspolitik deutlich geworden. Zur 
Behebung dieser Disharmonie in Fragen 
der internationalen Politik wurde in der 
Folge eine Europäische Sicherheitsstra-
tegie (ESS) erarbeitet und im Dezember 
2003 verabschiedet. Ihr übergeordneter 
Zweck besteht darin, die Auffassungen 
der Mitgliedstaaten der EU in vitalen Fra-
gen der Außen- und Sicherheitspolitik zu 
bündeln und damit fähig zu werden, als 
globaler Akteur auf der weltpolitischen 
Bühne aufzutreten (P19).

Im Unterschied zur Nationalen Sicher-
heitsstrategie der USA basiert die ESS auf 
einem erweiterten Sicherheitsbegriff. 
Dieser verdeutlicht, dass neben der klas-
sischen Außen- und Verteidigungspolitik 
auch wirtschafts- und fi nanzpolitische, in-
nenpolitische, staats- und völkerrechtliche, 
entwicklungspolitische, soziale und ökolo-
gische Aspekte eine wesentliche Rolle in 
dem veränderten internationalen Umfeld 
spielen. In der ESS werden fünf zentrale 
Sicherheitsrisiken für Europa angeführt: 
• Terrorismus, 

• die Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen, 

• regionale Konfl ikte, 
• Scheitern von Staaten und 
• organisierte Kriminalität. 

Mit der Entwicklung einer eigenen Si-
cherheitsstrategie, die im Rahmen der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspoli-
tik (GASP) der EU umgesetzt werden soll, 
verdeutlichen die EU-Staaten ihr Selbst-
verständnis als globaler Akteur in den in-
ternationalen Beziehungen und weisen 
damit zugleich das Modell einer von den 
USA bestimmten unipolaren Weltordnung 
zurück.

Künftige Mächte der 
Weltordnungspolitik: Russland 
und China

Russland als Nachfolgestaat der ehema-
ligen Supermacht Sowjetunion vertritt 
gleichfalls den Anspruch als eigenstän-
diger Pol auf der weltpolitischen Bühne; 
es versteht sich als europäische Groß-
macht mit globalen Ambitionen. Die rus-
sische Außenpolitik ist seit dem Amtsan-
tritt von Präsident Wladimir Putin im Jah-
re 2000 von dem Bemühen geprägt, den 
amerikanischen Unilateralismus abzuweh-
ren und ein mögliches imperiales Ausgrei-
fen der Vereinigten Staaten vor allem im 
zentralasiatischen Raum, insbesondere 
auf die Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion, zu verhindern. Die Grundla-
ge dieses Verständnisses als Großmacht 
stellen die immensen Energieressourcen 
Russ lands dar, die der wirtschaftlichen 

Entwicklung des Landes ebenso dienen 
sollen wie als Instrument zur Durchset-
zung geopolitischer Ziele der Außen- und 
Sicherheitspolitik.

Zur Einhegung amerikanischer Interes-
senpolitik im asiatisch-pazifi schen Raum 
kooperiert Russland seit geraumer Zeit mit 
der benachbarten aufstrebenden Groß-
macht China (P20), die sich anschickt, eine 
immer wichtigere Rolle im weltpolitischen 
Mächtespiel einzunehmen. Nachdem Deng 
Xiaoping die Volksrepublik im Jahre 1978 
aus ihrer planwirtschaftlichen Starre geris-
sen hatte, sieht die Welt einen beispiel-
losen wirtschaftlichen Aufstieg Chinas, 
der die ökonomische und politische Wirk-
lichkeit der Welt verändert. China hat im 
letzten Jahrzehnt nicht nur wirtschaftlich, 
sondern auch außenpolitisch und militä-
risch deutlich an Gewicht gewonnen (Bil-
der auf dieser Seite). Weit verbreitet ist 
die Annahme, dass China nicht nur zur 
neuen Weltmacht und damit zu einem ei-
genständigen Pol der internationalen Ord-
nung aufsteigt, sondern auch zum künf-
tigen Herausforderer der globalen Füh-
rungsrolle der Vereinigten Staaten.

Angesichts dieser veränderten weltpoli-
tischen Konstellation stellt sich die Frage 
nach der Zukunft der großen Zahl armer 
Entwicklungsländer ebenso wie die Frage 
nach den Aussichten für die Lösung der 
vielfältigen Probleme globaler Größenord-
nung. Werden die aufkommenden neuen 
Weltmächte China und Russland eher 
die Stärkung der eigenen Machtposition im 
Auge haben als die Förderung schwacher, 
weltpolitisch peripherer Staaten? Weist 
nicht die fehlende Bereitschaft der Welt-
macht USA, globale Entscheidungen wie 
das Kyoto-Protokoll bzw. die Gründung 
des Internationalen Strafgerichtshofs in 
Den Haag mitzutragen, aber auch die Erd-
öl- und Ressourcenpolitik Chinas (P21; 
auch A6) in diese Richtung? Kann Global 
Governance an der Machtpolitik der kom-
menden Weltmächte scheitern? Es wäre 
für die Zukunft der Entwicklungsländer 
verhängnisvoll, würden wieder geteilte In-
teressen wie zur Zeit des Kalten Krieges 
zum Zuge kommen, die die armen Länder 
in erneute Abhängigkeiten manövrieren.

Die gravierenden Weltprobleme erfor-
dern globale Lösungen. Unipolare wie mul-
tipolare Machtkonstellationen sind nur 
dann hinnehmbar, wenn sie sich in glo-
bale Problemlösungsansätze einfügen und 
diese unterstützen.

Neue Mächte der Weltordnungspolitik: Am 20. 
August 2000 fand in den Gewässern nahe der chi-
nesischen Halbinsel Schandong erstmals ein gemein-
sames russisch-chinesisches Militärmanöver statt 
(auch P20).

Aufstrebende Wirtschaftsmacht China: 
Wolkenkratzer in Beijing (Peking). Aufnahme vom 
4. April 2007
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P14 Bush: „Achse des Bösen“

„Unser zweites Ziel ist es, Regime, die den Ter-
ror unter stützen, davon abzuhalten, Amerika 
oder unsere Freunde und Alliierten mit Massen-
vernichtungswaffen zu bedrohen. Einige dieser 
Regime haben seit dem 11. September ziem-
lich stillgehalten. Aber wir kennen ihre wahre 
Natur. Nordkorea ist ein Regime, das sich mit 
Raketen und Massenvernich tungswaffen be-
waffnet, während es seine Bürger verhungern 
lässt. Iran versucht, aggressiv an diese Waffen 
zu kommen und exportiert den Terror, während 
einige wenige, die nicht gewählt wurden, die 
Hoffnung des iranischen Volkes auf Freiheit un-
terdrücken. Irak protzt weiter mit seiner Feind-
seligkeit gegenüber Amerika und unterstützt 
den Terror. Das irakische Regime hat schon län-
ger als ein Jahrzehnt daran gearbeitet, Anthrax, 
Nervengas und Atomwaffen zu entwickeln. Es 
ist ein Regime, das bereits Giftgas benutzt hat, 
um Tausende seiner eigenen Bürger zu ermor-
den. (...) Es ist ein Regime, das sich mit interna-
tionalen Inspektionen einverstanden erklärt hat 
– und dann die Inspektoren raus geschmissen 
hat. Es ist ein Regime, das etwas vor der zivi-
lisierten Welt zu verbergen hat. Staaten wie die-
se, und ihre terroristischen Verbündeten, for-
men eine Achse des Bösen, die sich bewaffnet, 
um den Weltfrieden zu bedrohen.“

Aus der Rede des US-Präsidenten George W. Bush zur Lage 
der Nation am 29. Januar 2002 (übersetzt aus dem Ameri-
kanischen).

P15 Nationale Sicherheitsstrategie der USA

Die Mitte September 2002 verkündete neue 
„Nationale Sicher heitsstrategie der Vereinigten 
Staaten“ legte die Grundsätze fest, nach denen 
Washington die Neuordnung der Welt betrei-
ben will. So soll der angestrebte Erhalt ihrer mi-
litärischen Übermacht die USA befähigen, „die 
Hoffnung auf Demokratie, Entwicklung, freie 
Märkte und freien Handel in jeden Winkel der 
Erde zu tragen“. „Schurken staaten“, die Mas-
senvernichtungswaffen besitzen oder erwerben 
wollen und damit die Sicherheit der Vereinigten 
Staaten gefährden, wird die amerikanische Re-
gierung in Zukunft unter extremen Umständen 
mit „antizipatorischer Selbstverteidigung“ und 
mit „prä emptiven Handlungen“ entgegentre-
ten. Konkret heißt das, dass Washington solche 
Staaten notfalls unschädlich machen will, bevor 
sie zu einer Bedrohung werden. Welche Staaten 
dies sind und wann eine Intervention „gerecht-
fertigt“ ist, entscheiden gemäß der „Natio nalen 
Sicherheitsstrategie“ allein die USA. Unter den 
Bedingungen des modernen internationalen 
Terrorismus besitzt das seit dem West fälischen 
Frieden von 648 geltende Prinzip der Souverä-

nität von Staaten aus Sicht der amerikanischen 
Regierung damit nur noch ein geschränkt Gültig-
keit. Führt man die „Nationale Sicherheitsstrate-
gie“ und die programmatischen Reden des Prä-
sidenten seit Anfang 2002 zusammen, so erge-
ben sich die Kernpunkte der Bush-Doktrin. Ihr 
liegt eine expansive und aktivistische Sichtweise 
der nationalen Interessen und Werte der Ver-
einigten Staaten zugrunde. Ziel der Bush-Dok-
trin ist es letztlich, eine internationale Struktur 
zu schaf fen, in der amerikanische Normen uni-
versell gelten, die Washington auch ohne Ein-
schränkungen durchsetzen kann. Dabei neh-
men die USA nötigenfalls sogar einen Verstoß 
gegen das Völkerrecht und die Prinzipien der 
Vereinten Nationen in Kauf.

Quelle: Stephan Bierling: Geschichte der amerikanischen Außen-
politik. München 2003, S. 245

P16 „Präventivschläge verstoßen gegen das Völkerrecht“

Interview der Süddeutschen Zeitung (SZ) mit 
Prof. Dr. Bruno Simma, seit 2002 UN-Richter am 
Internationalen Gerichtshof in Den Haag
SZ: Amerika droht, den Irak notfalls ohne den 
Rückhalt des UN-Sicherheits rats anzugreifen. 
Erhebt sich Washing ton über das Völkerrecht?
Simma: Leider ist diese Tendenz zum Allein-
gang sichtbar – und zwar keines wegs erst unter 
der Bush-Regierung. Die Amerikaner verweigern 
sich seit  längerem den Anstrengungen, globa-
le Gefah ren, wie etwa auch eine Klimakatastro-
phe, multilateral zu beseitigen.
SZ: Die Bush-Regierung will den Er werb von 
Massenvernichtungswaffen durch „Schurken-
staaten“ schon dann gewaltsam bekämpfen, 
wenn ein Angriff auf die USA noch nicht abseh-
bar ist. Ist das angesichts der Wirkung von Bio- 
oder Atomwaffen nicht verständlich?
Simma: Es mag verständlich sein, ist aber nicht 
mehr vom Selbstverteidi gungsrecht der Charta 
[der UN] gedeckt. In sol chen Fällen darf nur der 
UN-Sicherheits rat militärische Gewalt autorisie-
ren. Das sind die Spielregeln, und an denen führt 
völkerrechtlich kein Weg vorbei. Präventivschlä-
ge wären also Verstoß gegen das Völkerrecht.

SZ: Nach dem Kalten Krieg hofften viele auf eine 
neue Weltordnung, beruhend auf den Verein-
ten Nationen. Nun ist vom amerikanischen Im-
perium die Rede. Ist dies das Ordnungsmodell 
der Zukunft?
Simma: Es ist nicht auszuschließen, dass der 
Gedanke eines  Imperiums, einer Pax Americana, 
das System des Westfäli schen Friedens mit sei-
nem Prinzip der Gleichheit aller Staaten ver-
drängt. Nur werden selbst die USA nicht in der 
Lage sein, eine Ordnung weltweit durchzuset-
zen. Denken Sie an Nordkorea. Heute geht es 
nicht mehr ohne Multilateralis mus. Aber es wird 
vielleicht einen neuen Multilateralismus geben, 
in dem es eine Supermacht gibt und darum ei-
nen Kreis von Staaten, der von Fall zu Fall eine 
Mä ßigung dieser Macht herbeiführen kann.
SZ: Könnten die Europäer darüber hi naus zu 
einem Gegengewicht werden?
Simma: Das wäre meine Wunschvor stellung, 
eine Idealvorstellung, von der wir weit, weit ent-
fernt sind. Heute gibt es in Europa viel zu wenig 
– auch emotiona le – Verbundenheit.

Quelle: Süddeutsche Zeitung Nr. 26, S. 11

P17 Demokratie-Export

Karikatur: Burkhard Mohr 2003

P18 Imperialer oder pluralistischer Frieden? 

Gegen die unilaterale Neuord nungspolitik der 
Vereinigten Staaten opponieren die anderen 
großen Mächte außer Großbritannien, das sich 
an die USA anlehnt und durch seine traditio-
nelle „special relation ship“ eine gewisse Mit-
führung und Mitgestaltung zu gewinnen er-
hofft, aber gleichzeitig auch über seinen stän-
digen Sitz im UN-Sicherheitsrat Einfl uss aus-
zuüben versucht. Frank reich, Russland und 
China verstärken ihre schon seit langem ver-
folgte Poli tik gegen eine amerikanische Welt-
hegemonie und für eine multipolare Weltord-
nung. Dass jetzt auch Deutschland den USA die 
Gefolg schaft verweigert hat und von seiner tra-

ditionellen Spagatpolitik abge wichen ist, mag 
anfangs der Wahl kampftaktik geschuldet ge-
wesen sein. Der tiefere Grund ist, wie Bundes-
kanzler Gerhard Schröder am 10. Fe bruar 2003 
im SPD-Vorstand aus geführt hat, die Einschät-
zung, dass es darum gehe, „ob es eine einzelne 
Macht gibt, die die Dinge in der Welt bestimmt 
oder ob wichtige Fragen von der internationa-
len Gemein schaft entschieden werden“. Die 
Be rufung auf die fi ktive Staatengemeinschaft 
heißt im Klartext: Mitwir kungsanspruch durch 
die Einschaltung multilateraler Gremien. Damit 
macht sich Deutschland die strategi sche Linie 
Frankreichs, Russlands und Chinas zu Eigen. 

In diesem Sinne stellte der russische Präsident, 
Wladi mir Putin, bei der Verabschiedung der 
französisch-deutsch-russischen Er klärung am 
10. Februar 2003 optimis tisch fest, „ein erster 
Schritt zu einer multipolaren Welt“ sei getan. 
Und der französische Präsident, Jacques Chirac, 
wie der deutsche Bundeskanz ler Schröder ho-
ben ihren Anspruch hervor, ein „Europe-puis-
sance“, einen EU-Machtpol in einer multipo-
laren Welt zu schaffen.“ 

Quelle: Werner Link: Imperialer oder pluralistischer Frieden? In: 
Internationale Politik. 5/2003, S. 51 – 52
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P19 Europäische Sicherheitsstrategie

Nie zuvor ist Europa so wohlhabend, so sicher 
und so frei gewesen. Die Gewalt der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts ist einer in der eu-
ropäischen Geschichte beispiellosen Pe riode des 
Friedens und der Stabilität gewichen. Die Schaf-
fung der Europäischen Union steht im Mittel-
punkt dieser Entwicklung. Sie hat die Bezie-
hungen zwischen unseren Ländern und das Le-
ben unserer Bürger verändert. Die eu ropäischen 
Staaten haben sich verpfl ichtet, Streitigkeiten 
auf friedlichem Wege beizulegen und in ge-
meinsamen Institutionen zusammenzuarbeiten. 
Im Laufe der Zeit haben sich Rechtsstaatlichkeit 
und Demokratie mehr und mehr durchgesetzt. 
Größere Angriffe gegen Mitgliedstaaten sind 
nunmehr unwahrscheinlich geworden. Dafür 
ist Europa mit neuen Bedrohungen konfron-
tiert, die verschiedenartiger, weniger sichtbar 
und weniger vorhersehbar sind.
Terrorismus: Terrorismus gefährdet Menschen-
leben, verur sacht hohe Kosten, sucht die Offen-
heit und Toleranz unserer Gesellschaften zu un-
tergraben und stellt eine zunehmende strate-
gische Bedrohung für Gesamteuropa dar.
Die Verbreitung von Massenvernichtungs-
waffen (MVW) stellt die potenziell größte Be-
drohung für unsere Sicherheit dar. Die inter-
nationalen Verträge und Ausfuhrkontrollrege-
lungen haben die Verbreitung von MVW und 
ihrer Träger systeme verlangsamt. Nun jedoch 
stehen wir am Anfang eines neuen und gefähr-
lichen Zeitabschnitts, in dem es möglicherwei-
se – insbesondere im Nahen Osten – zu einem 
MVW-Wettrüsten kommt.

Regionale Konfl ikte: Probleme, wie sie sich in 
Kaschmir, in der Region der Großen Seen und 
auf der koreanischen Halbinsel stellen, haben 
ebenso direkte und indirekte Aus wirkungen 
auf europäische Interessen wie nähergelegene 
Konfl iktherde, vor allem im Nahen Osten.
Scheitern von Staaten: Schlechte Staatsfüh-
rung, d. h. Korruption, Machtmissbrauch, 
schwa che Institutionen und mangelnde Re-
chenschaftspfl icht sowie zivile Konfl ikte, zer-
setzen Staaten von innen heraus.
Organisierte Kriminalität: Europa ist ein pri-
märes Ziel für organisierte Kriminalität. Der 
grenzüberschreitende Handel mit Drogen, Frau-
en, illegalen Einwanderern und Waffen macht 
einen wichtigen Teil der Machenschaften 
kriminel ler Banden aus, und bisweilen bestehen 
Verbindungen zu terroristischen Bewegungen.
Wir leben in einer Welt mit neuen Gefahren, 
aber auch mit neuen Chancen. Die Europäische 
Union besitzt das Potenzial, einen wichtigen 
Beitrag zur Bewältigung der Bedrohungen wie 
auch zur Nutzung der Chancen zu leisten. Eine 
aktive und handlungsfähige Europäische Union 
könnte Einfl uss im Weltmaßstab ausüben. Da-
mit würde sie zu einem wirksamen multilate-
ralen System beitragen, das zu einer Welt führt, 
die gerechter, sicherer und stärker geeint ist.

Aus: Europäische Sicherheitsstrategie: Ein sicheres Europa in ei-
ner besseren Welt, Brüssel 2003

P21 Chinas strategische Ambitionen

Nirgendwo lässt sich der pragmatische Grund-
ansatz chinesischer Politik bes ser nachzeichnen 
als in der Außenpolitik des Landes. Chinesische 
Politiker kalkulieren sehr genau, wie sie mit ih-
ren internationalen Partnern umgehen. Und sie 
nutzen die ganze Palette der ihnen zur Verfü-
gung stehenden Möglichkeiten: zurückhaltend 
und mit dosiertem Druck gegenüber den USA, 
forsch und provozierend gegenüber Japan, ko-
operativ und einladend gegenüber Europa, 
partnerschaftlich, aber zuweilen auch domi-
nant gegenüber ihren südostasiatischen Anrai-
nerstaaten.
Pragmatismus, Flexibilität und Lernfähigkeit bil-
den das Grundmuster des außenpolitischen Er-
folgs von China. Dabei hat das Land in den letz-
ten Jahren zwei beachtliche Wenden in seiner 
Außenpolitik vollzogen. Die erste Wende war 
eine Wende zum Multilateralismus. Die Abkehr 
von der alten, streng bila teral ausgerichteten 
Außenpolitik, die ihr Primat auf Selbständigkeit 
und Nichteinmischung richtete, konnte in dem 
Augenblick erfolgen, als China rea lisierte, dass 
Mitarbeit in multilateralen Institutionen keines-
wegs den Verlust von Einfl uss bedeuten muss-
te. Im Gegenteil: Allein durch sein Eigengewicht 
ist China in der Lage, erfolgreich Agenda-set-
ting zu betreiben; mittlerweile hat es sogar be-
gonnen, multilaterale Organisationen wie die 
Shanghai Cooperation Organization (SCO), 
in der sich im Jahr 2001 China, Russland und 

die zen tralasiatischen Staaten Kasachstan, Us-
bekistan, Tadschikistan und Kirgisien zusam-
mengeschlossen haben, als Instrument eige-
ner Außenpolitik einzuset zen. Als begeisterten 
Multilateralisten im europäischen Sinne darf 
man China deshalb jedoch nicht gleich missver-
stehen. Das Land betreibt die Fortsetzung na-
tionalstaatlicher Interessenpolitik lediglich mit 
effi zienteren Mitteln.
Die zweite Wende ist eine globale Wende im 
besten Sinne. Der wachsende Bedarf an Roh-
stoffen, Energie und Nahrungsmitteln hat dazu 
geführt, dass Vertreter der chinesischen Regie-
rung, aber auch zunehmend  Abgesandte chi-
nesischer Unternehmen ihre Präsenz in Latein-
amerika und Afrika auf Konkurrenzniveau zum 
Westen gesteigert haben. Verstärkte Reisedi-
plomatie, regelmäßige Handelsdelegationen 
und intensivierter wirtschaftlicher Austausch 
verdeutlichen, dass Chinas Aufstieg in allen 
Welt regionen Spuren hinterlässt. Um so mehr 
stellt sich die Frage, wie mit diesem Aufstieg 
aus westlicher Sicht umzugehen ist.

Quelle: Eberhard Sandschneider: Anleitung zur Drachenpfl ege. 
In: Internationale Politik; Dezember 2005, S. 9–10

Agenda-setting = die Tagesordnung bestimmen

P20 Strategische Annäherung
       an China

Im Zuge seiner Mehrvektorenpolitik gewinnen 
für Moskau zunehmend zentrale asiatische 
Mächte wie China, Indien und Japan an Bedeu-
tung. Insbesondere gilt dies für die benachbar-
te aufstrebende Großmacht China, deren Ver-
hältnis zu Russland spätestens seit einem 1969 
gewaltsam ausgetragenen Grenzkonfl ikt ge-
spannt geblieben ist. 2001 schlossen beide Sei-
ten eine „Strategische Partnerschaft“ in Form 
eines Vertrags über Nachbarschaft, Freund-
schaft und Zusam menarbeit. Sie gründet sich 
auf gemeinsame Inte ressen im Kampf gegen 
den militanten islamischen Fundamentalismus, 
auf die Stabilisierung autoritärer Regime in Us-
bekistan und Kasachstan, auf die Be kämpfung 
von Separatismus (Tschetschenien bzw. Ti bet 
und Taiwan) sowie vor allem auf die Beibehal-
tung des geopolitischen Status quo in der Re-
gion.

Quelle: Heinz Timmermann: Alte Großmacht mit neuen Ambiti-
onen – Russland. In: Sicherheitspolitik im 21. Jahrhundert. Infor-
mationen zur politischen Bildung Nr. 291/2006, S. 52

Aufgaben

1. Geben Sie Präsident Bushs Auffassungen 
zur „Achse des Bösen“ sowie die Kernaussa-
gen der Nationalen Sicherheitsstrategie der 
USA von 2002 mit eigenen Worten wieder 
(P14, P15).

2. In welchem Verhältnis steht die Nationale 
Sicherheitsstrategie der USA zum Völkerrecht 
der Vereinten Nationen? (P16)

3. Erläutern Sie die Position des UN-Richters 
Simma zum Multilateralismus in der interna-
tionalen Politik.

4. Legen Sie die Aussage der Karikatur (P17) 
dar und setzen Sie diese in Beziehung zur 
Diskussion um die Nationale Sicherheitsstra-
tegie der USA (P15).

5. Was versteht der Politikwissenschaftler 
Werner Link unter „imperialem“ und was 
unter „pluralistischem Frieden“? (P18)

6. Stellen Sie die Hauptbedrohungen vor, 
welche entsprechend der Europäischen Si-
cherheitsstrategie derzeit für Europa beste-
hen (P19).

7. Wodurch unterscheidet sich die Europä-
ische Sicherheitsstrategie von der Nationalen 
Sicherheitsstrategie der USA? (P15, P19)

8. Legen Sie die gemeinsamen strategischen 
Interessen Russlands und Chinas dar (P20, 
P21).

10. Weshalb engagiert sich die Volksrepublik 
China zusehends in Afrika und Lateinameri-
ka? (P21)
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K lassische zwischenstaatliche Kriege 
wie etwa die Kriege zwischen Irak 

und Iran (1980 – 1988) oder zwischen 
Äthi opien und Eritrea (1998 – 2000) sind 
zwar eher die Ausnahme geworden, 
doch an deren Stelle sind substaatliche, 
z. T. semiprivate Kriegshandlungen getre-
ten. Sie werden von Warlords als Kriegs-
herren geleitet, die vom Krieg leben und 
an friedlichen Lösungen nicht interessiert 
sind (P22, P23). Sie etablieren eine Kriegs-
ökonomie und Gewaltmärkte und haben 
als deren Nutznießer keinerlei Interesse an 
der Beendigung kriegerischer Konfl ikte, 
im Gegenteil: Ihre privilegierten Positi-
onen und ihr Einkommen hängen direkt 
vom Fortgang des Krieges ab (P26, P23). 
Die kriegerischen Auseinandersetzungen 
arten oft zu Bürgerkriegen aus, wobei die 
Zivilbevölkerung in außerordentliche Mit-
leidenschaft gezogen wird. Die Folge an-
haltender gewaltsamer innerstaatlicher 
Konfl ikte ist der Zerfall staatlicher Struk-
turen, das staatliche Gewaltmonopol ver-
liert jedwede Geltung („failed states“), 
und im Endstadium kollabiert das gesamte 

Staatswesen. In Subsahara-Afrika sind 
zerfallende Staaten eher die Regel als die 
Ausnahme. Die Ursachen für deren Häu-
fung sind vielschichtig und hauptsächlich 
in willkürlichen kolonialbedingten Grenz-
ziehungen und daraus resultierenden Pro-
blemen im Zuge der jungen Staatsbildung 
zu suchen (z. B. einseitige deformierte 
Wirtschaftsstruktur, ethnische Zersplitte-
rung, fehlende oder unzureichende zwi-
schenstaatliche Wirtschaftskontakte). Mit 
der rasant fortschreitenden Globalisierung 
haben sich diese Probleme verschärft und 
den Staatszerfall begünstigt.

Somalia – Beispiel eines failed state

Als klassisches Exempel eines failed state 
kann Somalia betrachtet werden. Der Dik-
tator Siad Barre war im Jahre 1969 durch 
einen Armeeputsch an die Macht gekom-
men, hatte die sozialistisch orientierte 
„Somalische Demokratische Republik“ 
ausgerufen und sich seit Ende der 1970er 
Jahre dem Westen zugewandt. Seit sei-
nem Sturz 1991 wird das Land von Bür-

gerkriegen zerrüttet. Der Staat hörte auf 
zu existieren, es gibt keine rechtmäßige 
Regierung, keine Verwaltung, kein Justiz-
wesen. Das Land am Horn von Afrika wird 
beherrscht von Warlords, Clanmilizen und 
kriminellen Banden, die Krieg gegen das 
eigene Volk führen. Die Lebensbedin-
gungen der somalischen Bevölkerung ver-
schlechterten sich dramatisch, im Süden 
des Landes kam es zu einer Hungersnot 
(P24). Eine UN-Mission unter amerikani-
scher Führung sollte deshalb ab 1992 die 
Lieferung von Nahrungsmitteln sichern 
und den Frieden wieder herstellen. Nach 
dem Tod von 18 US-Soldaten bei Kämp-
fen mit somalischen Milizen in Mogadi-
schu zogen die USA 1993 ihre Truppen 
von der UN-Mission ab, die UNO musste 
sich schließlich 1995 ganz zurückziehen 
und das Land sich selbst überlassen.

Im Sommer 2006 konnte die „Union 
der islamischen Gerichte“ in der Haupt-
stadt Mogadischu militärisch die Ober-
hand gewinnen, während sich die selbst-
ernannte Übergangsregierung Somalias 
nach Baidoa in der Mitte des Landes zu-

Ein wesentliches Hemmnis jedweder wirtschaftlichen,
politischen und sozialen Entwicklung sind bewaffnete Konfl ikte 

und kriegerische Auseinandersetzungen.

Eine Mutter mit ihrem Kind 
am Fenster eines vom Krieg 
gezeichneten Hauses in 
Mogadischu, Somalia.

Kriege und Konflikte
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rückgezogen hatte (P28). Obgleich der 
starke Mann der Islamisten-Union, Scheich 
Hassan Dahir Awejs – ein wahhabitischer 
Extremist, der nach Erkenntnissen der CIA 
intensive Kontakte zu al-Qaida pfl egen soll 
– die Scharia wieder einführte und Somalia 
in einen islamischen Gottesstaat verwan-
deln wollte, begrüßten viele Somalier das 
strenge islamische Regime: Die „Union der 
islamischen Gerichte“ hatte die Gewalt-
herrschaft der Warlords gebrochen und 
versprach der notleidenden Bevölkerung 
wieder Ordnung und Stabilität herzustel-
len (P25). Nach Angaben der UN ist etwa 
jeder fünfte Somalier auf Nahrungsmittel-
spenden und medizinische Hilfe aus dem 
Ausland angewiesen, nur drei von zehn 
So maliern haben Zugang zu sauberem 
Trinkwasser (W50), jedes vierte Kind stirbt 
vor seinem fünften Geburtstag und immer 
wieder werden Konvois mit Hilfsgütern von 
Clanmilizen angegriffen (P24).

Eine äthiopische Interventionsarmee hat 
die „Union der islamischen Gerichte“ zum 
Jahreswechsel 2006/2007 aus Mogadi-
schu vertrieben. Äthiopien bangt um seine 
Grenzregion Ogaden, in der ethnische So-
malier leben (P28), zumal Scheich Awej s 
mehrmals zur Bildung eines „Großsoma-
lia“ und zur Vereinigung mit den „Brü-
dern“ in Äthiopien und Kenia aufgerufen 
hat (P27). Die Frage, auf welche Weise 
eine legitime staatliche Autorität in dem 
zerrütteten Land wieder hergestellt wer-
den kann, ist mit der äthiopischen Mili-
tärintervention und der Vertreibung der 
„Union der islamischen Gerichte“ aus 
Mogadischu längst nicht beantwortet. Die 
Wiederherstellung eines legitimen Gewalt-
monopols ist jedoch die unverzichtbare Vo-
raussetzung für eine nachhaltige Entwick-
lung des gebeutelten Landes (P30).

Kongo – Hoffnung auf Frieden 
dank demokratischer Wahlen

Eine hoffnungsvollere Entwicklung als das 
Land am Horn von Afrika nimmt derzeit 
die Demokratische Republik Kongo, die 
noch bis vor kurzem von Bürgerkriegen 
und Anzeichen des Staatsverfalls gekenn-
zeichnet war. Nachdem die Kolonie 1960 
von Belgien überstürzt in die Unabhängig-
keit entlassen worden war, kam der Kongo 
nicht zur Ruhe: Ein Sezessionskrieg um die 
erzreiche Provinz Katanga, in den auch in-
ternationale UN-Truppen (ONUC-Mission) 
(P33) eingegriffen hatten, erschütterte das 
Land schon 1960/61 (Kongo-Krise). Der 
erste Premierminister des Kongo, Patrice 
Lumumba, wurde unter bislang nicht ge-
klärten Umständen 1961 ermordet. Im sel-
ben Jahr kam der UN-Generalsekretär Dag 
Hammarskjöld bei einem Flugzeugabsturz 
an der Grenze zu Katanga ums Leben. Ab 
1965 regierte Joseph Mobutu, der durch 
einen Militärputsch an die Macht gekom-
men war. Bis zu seinem Sturz 1997 litt das 
große Land, das 1971 in Zaïre umbenannt 
worden war, unter seiner grausamen Dik-
tatur. Mobutu unterstützte die Ethnie der 
Hutu bei ihrem Völkermord an den Tutsi in 
Ruanda (1994). Ein Flüchtlingsstrom über-
schwemmte die Grenzregion im Norden 
Zaïres (Bild S. 96). Mobutu wurde schließ-
lich von Tutsirebellen unter Führung von 
Laurent Kabila besiegt und fl oh ins Exil. 
Nach seinem Sturz ergriff Laurent Kabila 
1997 die Macht und benannte das Land in 
Demokratische Republik Kongo um. 1998 
begann ein weiterer Bürgerkrieg (Kongo-
krieg), in den auch acht afrikanische Staa-
ten eingegriffen haben („Afrikanischer 
Weltkrieg“). Seit 2002 kam es durch 
süd  afrikanische Vermittlung zum Abzug 

ausländischer Truppen aus dem Land. 
Der Kongokrieg forderte nach UN-Schät-
zungen etwa 2,5 Millionen Menschenle-
ben (P29).

Die Gründe für die innerstaatlichen Krie-
ge und die mangelnde Wahrung des staat-
lichen Gewaltmonopols sind im Kongo 
nicht in der Armut, sondern im natürlichen 
Reichtum des Landes zu suchen. Auch hier 
erweisen sich die Ressourcen des Landes 
– Kupfer und Uran in Katanga, Diaman-
ten, Gold und das strategisch wichtige 
Coltan im Osten (P33) – als Fluch, denn 
die um diese Bodenschätze geführten Bür-
gerkriege zogen insbesondere die Zivilbe-
völkerung durch schwerste Menschen-
rechtsverletzungen in Mitleidenschaft. Da-
zu sind auch die nach Schätzungen von 
UNICEF etwa 30 000 Kinder zu zählen, die 
für den Kriegseinsatz missbraucht wurden 
(Bild unten). Jeder zehnte der weltweit 
rund 300 000 Kindersoldaten war an dem 
größten Krieg auf dem afrikanischen Kon-
tinent beteiligt. Alle Kriegsparteien setzten 
Jungen und Mädchen als Kämpfer, Träger, 
Köche oder Diener ein.

Eine große Chance für Frieden, Stabili-
tät und Entwicklung in dem zentralafrika-
nischen Land stellte die am 30. Juli 2006 
durchgeführte Präsidenten- und Parla-
mentswahl dar, bei der Joseph Kabila, 
Sohn von Laurent Kabila, und Jean-Pierre 
Bemba kandidierten. Um sicherzustel-
len, dass diese Wahlen die Beschreibung 
„frei und fair“ tatsächlich verdienen, wa-
ren etwa 2 000 internationale Wahlbe-
obachter aus der ganzen Welt entsandt 
worden, insbesondere auch aus Afrika. 
Zur Absicherung des ordnungsgemäßen 

Kindersoldat im Kongo

Jahrelange Kriege und Bürgerkriege haben Mogadischu, die Hauptstadt 
Somalias, zerstört. Hier steht ein Mann vor den Trümmern seines Hauses.
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780 deutsche Soldaten haben im Rahmen der EU-Mission EUFOR vor den 
Wahlen im Kongo im Juli und Oktober 2006 die Sicherheitslage überwacht.

Ablaufs der Wahlen hatten die Verein-
ten Nationen im Dezember 2005 die 
EU gebeten, die im Kongo stationierte 
UN-Peacekeeping-Mission MONUC mit 
europäischen militärischen Kräften für den 
Zeitraum der Wahlen zu unterstützen. Mit 
Resolution 1671 vom 25. April 2006 er-
teilte der UN-Sicherheitsrat der geplanten 
EU-Operation im Kongo einstimmig ein 
Mandat. Die auch auf ausdrückliche Ein-
ladung der kongolesischen Regierung ent-
sandte EU-Truppe EUFOR RD Congo hat-
te vor allem das politische Ziel, die Wahl-
verlierer davon zu überzeugen, dass eine 
Nichtakzeptanz des Wählerwillens von der 
internationalen Gemeinschaft nicht ge-

duldet werden würde. Da bei den Wahl-
en Ende Juli kein Kandidat die absolute 
Mehrheit erreicht hatte, musste für Okto-
ber 2006 eine Stichwahl angesetzt wer-
den. Die Entsendung der EU-Streitkräfte 
in die Demokratische Republik Kongo mit 
Mandat des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen stellte einen bedeutsamen Ein-
satz im Rahmen der Europäischen Sicher-
heitsstrategie (P19) dar, denn die EU er-
füllte damit die Forderung, die darin an-
geführten Sicherheitsrisiken – regionale 
Konfl ikte, Scheitern von Staaten und or-
ganisierte Kriminalität – zu bekämpfen. 

Nach den fair durchgeführten und weit-
gehend friedlich verlaufenen Wahlen im 

Oktober 2006 bestand in der Demokra-
tischen Republik Kongo die Hoffnung auf 
politische Stabilität, einen dauerhaften in-
nerstaatlichen Frieden und die nachhal-
tige Entwicklung des Landes (P31). Zur 
Aussöhnung des von Bürgerkriegen zer-
rütteten Landes soll auch die Verfolgung 
von Straftätern, die sich schwerster Men-
schenrechtsverletzungen schuldig ge-
macht haben, durch den Internationalen 
Strafgerichtshof beitragen (P34 – P39).

Ein Jahr nach den Wahlen ist der Zu-
stand in der Demokratischen Republik 
Kongo jedoch alles andere als verhei-
ßungsvoll (P32).

Kriege und bewaffnete Konfl ikte 2010
Kriege und bewaffnete Konfl ikte 2010 (Klammer: Beginn)
Asien
Indien: Assam (1990), Kaschmir (1990), Manipur (2003), Naxaliten 
(1997)
Myanmar: Karen, Shan u. a. Minderheiten (1948)
Pakistan: Belutschistan (2005), Taliban (2007)
Philippinen: NPA (1970), Mindanao (1970)
Thailand: Südthailand (2004)
Vorderer und Mittlerer Orient
Afghanistan (1978)
Algerien (1992)
Irak (1998)
Iran: Kurden (2005)
Israel: Palästina (2000)
Jemen: Al-Shabaab al-Moumin (2004), Al-Quaida (2010)
Russland: Tschetschenien (1999)
Tadschikistan (2010)
Türkei: Kurden (2004)
Afrika
Äthiopien: Ogaden (2007)
Demokrat. Rep. Kongo: Ostkongo (2005)
Nigeria: Nigerdelta (2003)
Senegal: Casamance (1990)
Somalia (1998)
Sudan: Darfur (2003), Südsudan (2010)
Tschad (2006)
Uganda: LRA (2009)
Zentrakafrikanische Republik (2006)
Lateinamerika
Kolumbien (1964)
Peru (2009)Quelle: AKUF, Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung, Universität Hamburg
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P22 Die neuen Kriege

Das entscheidend Neue an den neuen Krie-
gen ist das Zusammen kommen mehrerer Fak-
toren, die für sich genommen oft gar nicht so 
neu sind, die aber in ihrer Kombination zu einer 
drastischen Veränderung nicht nur des Kriegs-
geschehens, sondern auch der Wahrnehmung 
von Bedrohungen führen. Asymmetrie und die 
Reaktion der Asymmetrierung sind nicht neu: 
Wahrscheinlich ist kriegsgeschichtlich asymme-
trische Kriegführung sehr viel öfter anzutreffen 
als symmetrische Kriege. 
Auch das Auftreten sub staatlicher bzw. se mi-
privater Kriegsakteure ist nicht neu, sondern 
in der Geschichte des Krieges immer wieder 
anzutreffen. Die italienischen Condottieri des 
15. und 16. Jahrhunderts sind die wohl be-
kanntesten Repräsentanten dessen in Europa, 
und der Dreißigjährige Krieg war ein Krieg, 
in dem diese privatökonomi schen Interessen 
an der Fortführung des Krieges erheblichen 
Einfl uss erlangt hatten. Auch das dritte Merk-
mal der neuen Kriege, die Entmilitarisierung 
der Gewaltorganisation und die Konzentration 
auf nichtmilitärische Ziele bei Anwendung nicht-
militärischer Methoden ist ebenfalls nicht neu. 

Bereits die Assy rer, namentlich Tiglatpileser III., 
haben sich beim Aufbau und der Sicherung 
ihres Reichs aller Methoden der Verbreitung des 
Schreckens und der „ethnischen Säuberungen“ 
bedient. Neu war eher, dass es zeitweilig ge-
lungen ist, die Kriegführung von syste matischer 
Gewaltanwendung gegen die Zivilbevölkerung 
und einer Politik systematischer ethnischer Ver-
treibung freizuhalten Diese Konzentration der 
Gewalt auf das Militärische ist kennzeichnend 
für das Kriegsmodell, das sich in Europa unter 
den Bedingungen des Westfälischen Systems 
entwickelt hat. Im 20. Jahrhundert ist jedoch 
die Bindekraft dieses Systems erodiert. Die er-
sten großen Bevölkerungsverschiebungen fan-
den am Anfang des 20. Jahrhunderts auf dem 
Balkan und in Kleinasien statt.
Das entscheidend Neue an den neuen Kriegen 
ist also das Zusammentreffen dieser drei Ent-
wicklungen bei einer gleichzeitigen drastischen 
Abschwächung der Präge- und Orientierungs-
kraft des klassischen Kriegsmodells. 

Quelle: H. Münkler: Die neuen Kriege. In: S. Frech/P. I. Trummer 
(Hg), Neue Kriege. Schwalbach/Ts. 2005, S. 24 – 25

P23 Die „kleinen“ Kriege

Die neuen oder „kleinen“ Kriege der Ge-
genwart, wie sie genannt werden, gelten als 
amorphe, schwer zu berech nende (und noch 
schwerer steuerbare) Konfl ikte. Sie erinner ten 
mehr an vormoderne Feldzüge und Epochen, 
etwa jene des 30-jährigen Krieges, als an die 
bis vor kurzem vertraute Ordnung der Gewalt, 
die sich im Gegen- und Miteinander der Staaten 
seit dem 18. Jahrhun dert herausgebildet habe.
Den Endpunkt dieser Entwicklung stellt die Fi-
gur des Warlord dar, dem in der gegenwärtigen 
Presse und Literatur große Aufmerksamkeit zu-
teil wird. Unter Anspielung auf eine be stimmte 
Phase der Chinesischen Revolution, als in ei-
nigen Tei len des Riesenreiches lokale Kriegs-
fürsten die Macht an sich rissen und zum ei-
genen Vorteil verwalteten, taucht der Begriff 
heute vor allem in Bezug auf gewaltförmige 
Auseinanderset zungen in Zonen Afrikas und 
Asiens auf, in denen der Staat keinerlei Kon-
trolle mehr ausübt. Warlords sind Kriegsherren, 
die vom und deshalb für den Krieg leben. Bei 
ihnen sucht man vergeblich nach einem poli-
tischen Zweck der Gewaltaus übung, dient die-
se doch primär ihrer Existenzsicherung, sei es, 
dass sie Bevölkerungsgruppen systematisch er- 
und auspressen, von der widerrechtlichen An-
eignung internationaler Hilfsgelder leben oder 
von der Kontrolle des Handels mit wertvollen, 
oft il legalen Gütern, z. B. Rauschgift oder Edel-
steine.

Quelle: P. Waldmann, Terrorismus und Bürgerkrieg – Der Staat in 
Bedrängnis. München 2003, S. 9

P26 Globalisierung der Gewalt

Dort, wo durch Bürgerkrieg oder Zerfall staatli-
cher Strukturen das staatliche Gewaltmonopol 
immer geringere oder keinerlei Geltung mehr 
besitzt, etablieren sich Kriegsökonomien und 
Gewaltmärkte. Die klassischen Beispiele für 
Kriegsökonomien sind der Libanon der 80er 
Jahre, der heutige Sudan, Angola, Rest-Soma-
lia und Liberia. Eine Allianz politischer und wirt-
schaftlicher Unternehmer verhindert in diesen 
Fällen die Beendigung kriegerischer Gewalt: 
Rebellen- und Militärführer, deren privilegierte 
Position und Einkommen direkt vom Fortgang 
des Krieges abhängen; Händler, die von Waf-
fenhandel und dem Schmuggel von Konsum-
gütern leben; Minenbesitzer und Holzhändler, 
die in den Wirren des Krieges eine exzessivere 
Ausbeutung von Ressourcen als in Friedenszei-
ten betreiben können; Sicherheitsfi rmen, die die 
Nachfrage von Unter nehmern, NRO und inter-
nationalen Organisationen nach Schutz vor den 
Auswirkungen des Krieges befriedigen; Solda-
ten und Rebellen, denen der Besitz von Waf-
fen Raub und Schutzgelderpressung, die Plün-
derung von Ressourcen und die Inbesitznahme 
international geleisteter Nothilfe ermöglichen. 
Die Unterschiede zwischen staatlichen und pri-
vaten Gewalt akteuren verwischen sich dabei. 

Quelle: St. Mair, Die Globalisierung privater Gewalt. In: SWP-
Studie S 10 2002, S. 34

P24 Not und Elend in Somalia

Nach Angaben der Vereinten Nationen ist etwa 
jeder fünfte der schätzungsweise knapp zehn 
Millionen Einwohner [Somalias] auf Nahrungs-
mittelspenden und medizinische Hilfe aus dem 
Ausland angewiesen. Nur drei von zehn Soma-
liern haben Zugang zu sauberem Trinkwasser. 
Jedes vierte Kind stirbt vor seinem fünften Ge-
burtstag. Nach einer katastrophalen Dürreperi-
ode wurden unlängst Hunderttausende Soma-
lier von einer Flut heimgesucht. Immer wieder 
werden Konvois und Schiffe mit Hilfsgütern an-
gegriffen.
Die Ruhe und rudimentäre Ordnung, die in den 
vergangenen Monaten in Mogadischu und je-
nen Orten des Südens herrschte, welche die 
„Union der Scharia-Gerichtshöfe“ kontrollierte, 
hatten die meisten Somalier lange nicht ge-
kannt. Neben den Naturkatastrophen hatten 
rivalisierende Kriegsherren verschiedener Clans 
Schrecken verbreitet. Viele Milizen wurden 
von Amerika unterstützt. Washington sieht in 
den „Scharia-Richtern“ Terroristen mit Verbin-
dungen zu Al Qaida, die Somalia zur sicheren 
Operationsbasis für den internationalen Dschi-
had machen wollten; es fi nanzierte deshalb ihre 
Gegner. „Es stimmt“, schrieb der amerikanische 
Botschafter in Kenia, William Bellamy, im Juni 
in einem Zeitungsartikel, „dass die Vereinig ten 
Staaten Gruppen aus allen Ecken Somalias und 
aus allen Clans ermutigt haben, gegen die An-
wesenheit von Al Qaida und somalische Kämp-
fer vorzugehen, die diesen Terroristen Unter-
schlupf und Schutz gewähren.“ Der Anführer 
der „Scharia-Richter“, Scheich Hassan Dahir 
Aweys, steht in Amerika und bei den Vereinten 
Nationen auf der Liste gesuchter Terroristen. 

Quelle: A. Ross, Die Ordnung der Scharia-Richter. In: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 27. 12. 2006, S. 3

P25 Lieber Scharia als Gewalt

Dennoch begrüßen viele Somalier das strenge 
Regime, denn es hat die Gewaltherrschaft der 
Warlords gebrochen. Die Scharia, das wieder 
eingeführte islamische Recht, sehen sie nicht als 
gnadenloses mittelalterliches Justizsystem, son-
dern als Ordnungswesen, das nach den Jahren 
der Anarchie Rechtssicherheit gewährleistet. 
Als unlängst ein Junge den Mörder seines Vater 
öf fentlich erdolchte, herrschte große Genugtu-
ung im Volk.
Der Zuspruch für die Bärtigen hat also weni ger 
mit fanatischem Glaubenseifer zu tun. Er ist 
vielmehr eine Folge des fortgesetzten inneren 
Terrors und Elends. Aber das hat sich offenbar 
noch nicht überall herumgesprochen. Die Ame-
rikaner nehmen Somalia ausschließlich als Refu-
gium für Al-Qaida-Terroristen wahr, nach dem 
11. September 2001 erst recht. Ihre Strategie 
beschränkt sich auf ferngesteuerte Schurken-
jagd. Die Schmach bei der gescheiterten UN-
Friedensmission 1994 ist nicht vergessen, man 
lässt lieber „Ortskräfte“ für sich arbeiten, zu-
letzt die Kriegsfürsten der Achterallianz. Die 
CIA soll bei der Gründung dieser kriminellen 
Vereinigung sogar Pate gestanden und sie mit 
Waffen und Geld versorgt haben. Am Ende hat 
die Schützenhilfe nur die Islamisten gestärkt.

Quelle: B. Grill, Hassans Traum von Großsomalia. In: Die Zeit Nr. 
32; August 2000, S. 8
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P28 Somalia
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P27 Der Traum von Groß-Somalia

Am Horn von Afrika haben Islamisten die Macht 
erobert. Doch sie wollen keinen Gottesstaat, 
sondern ein weltliches Reich
Die Verkündigungen von Scheich Hassan sind 
unmissverständlich. Er will Somalia in ei nen 
Gottesstaat verwandeln. Er predigt den Dschi-
had gegen die Äthiopier und alle Ungläu bigen, 
die sich in die inneren Angelegenheiten sei-
nes Landes einmischen wollen. Aber wer sei-
ne Brandreden genauer seziert, wird schnell 
feststel len, dass sein Hauptziel die Wiederher-
stellung des alten Großsomalia ist, das einst 
auf den Reißbrettern der Kolonialherren in 

fünf Teile zerschnitten wurde. Nach der Unab-
hängigkeit fanden sich zahlreiche Somalier auf 
den Staatsge bieten von Kenia, Äthiopien und 
Dschibuti wie der. Ihre Territorien wollen radi-
kale Nationalis ten aller Couleur zurückerobern, 
das war schon unter Siad Barre so, der 1976 ei-
nen Krieg vom Zaun brach und ins äthiopische 
Ogaden einmarschierte, wo angeblich jeder 
fünfte Somalier lebt. Scheich Hassan kennt die 
Wüstenregion, die wie ein riesiger Dorn in die 
Republik Somalia zackt, sehr genau; er war 
beim Überfall als junger Oberst dabei – und er-
lebte eine demütigende Niederlage. Nun hält er 
offenbar die Stunde für gekommen, um dieses 
unvollendete Abenteuer noch einmal zu wa-
gen.
Aber jenseits der Grenze steht die stärkste Mi-
litärmacht Afrikas: Äthiopien. Ihre Sicherheitsin-
teressen sind legitim, die jüngere Geschichte 

P30 Keine Entwicklung unter 
       Gewalt

Nachhaltige sozioökonomische Entwicklung 
kann innerhalb von Ge waltmärkten nicht statt-
fi nden, die sich fest im Griff von Kriegsherren, 
von organisierter Kriminalität, von Rebellen- 
oder Terrorbewegungen befi nden. Solange Ge-
waltakteure die Chance haben, sich – ohne das 
Risiko, zur Rechenschaft gezogen zu werden 
– der Früchte wirtschaftlicher Anstren gungen 
zu bemächtigen und soziale Modernisierung zu 
manipulieren, ist der Erfolg klassischer Entwick-
lungszusammenarbeit in Frage gestellt. Die Er-
fahrungen in Afghanistan, Somalia, Südsudan 
und weiten Teilen des Kongo zeigen, dass sich 
nach dem Zusammenbruch des staatlichen Ge-
waltmonopols zwar ein fragiles Kräftegleichge-
wicht zwischen den Gewaltakteuren herstellen 
lässt und Gewaltunternehmer in diesem Kon-
text erhebliche wirtschaftliche Gewinne erzie-
len können, dass aber für die breite Masse der 
Bevölkerung jegliche signifi kante wirtschaft-
liche und soziale Entwicklung unerreichbar ist. 
Die Wiederherstellung des Gewalt monopols 
ist die Conditio sine qua non nachhaltiger Ent-
wicklung in kollabierten Staaten oder Teilräu-
men, die staatlicher Kontrolle entzogen sind. 
Staatliches Gewaltmonopol allein genügt je-
doch nicht. Seine Wahr nehmung muss von der 
Bevölkerung auch als halbwegs legitim erach-
tet und in eine breit akzeptierte Rechtsordnung 
eingebettet werden. 
Quelle: St. Mair, Die Globalisierung privater Gewalt. In: SWP-Stu-
die S 10, April 2002, S. 56

P29 Grausamkeiten im Kongo

Dzra Dzdha hat nicht einmal geschrieen, als ihr 
der Arzt den mit Eiter verklebten Verband von 
der Wunde riss. Sie lag nur da in diesem schmut-
zigen Klinikbett und hat geröchelt. Männer hat-
ten ihr den linken Arm abgehackt, dann zwei 
Finger an der rechten Hand. Mit der Machete 
schlugen sie ihr auf die Schädeldecke. Der sechs 
Monate alte Fötus, den sie hei dem Angriff auf 
ihr Dorf noch im Leibe trug, starb, und ob Dzra 
Dzdha heute noch lebt, ist ungewiss.
Dzra Dzdha hatte das Pech, 1978 im Kongo 
zur Welt gekommen zu sein — in einem Ge-
biet, das Ituri heißt und reich ist an Diamanten, 
Gold, Edelhölzern und seltenen Mineralien. Und 
da es in dieser Regi on keine staatliche Ordnung 
mehr gibt, da dort Dutzende Milizen und aus-
ländische Armeen ungestört um diese Reich-
tümer kämpfen, droht jetzt [2003] eine erneu-
te Kriegsrun de. Hinweise auf enorme Erdölvor-
kommen in Ituri befeuern den Kon fl ikt zusätz-
lich. Allein rund um den Albertsee sollen rund 
eine Milliarde Barrel lagern.
Die vor kurzem erst abgezogenen Plünderungs-
armeen aus den Nach barländern Uganda und 
Ruanda sind schon wieder zurück oder berei-
ten – mit gegenseitigen Kriegsdrohungen – ihre 
Rückkehr vor.
Und seit einiger Zeit gibt es Berichte, dass es 
in Ituri zu unvor stellbaren Gräueltaten kommt. 
50 000 Menschen sollen nach Infor mationen 
von Amnesty International [im Frühjahr 2003] 

gestorben sein. (...) Im Nordosten des Kongos 
herrschen „außer Kontrolle geratene Irre“, 
sagte UN-Sprecherin Patricia Tome. Neben Kan-
nibalismus gebe es Massenvergewaltigungen, 
Morde und systematische ethnische Vertrei-
bungen.
Trotz der massiven Gewalt interes siert sich fast 
kein Mensch im Rest der Welt für diesen Krieg. 
Zwischen zwei und drei Millionen Kongolesen 
sind seit August 1998 gestorben. (...)
Der Präsident im Kongo, Joseph Kabila, beklag-
te sich einmal in einem Gespräch mit der Süd-
deutschen Zei tung über die Scheinheiligkeit der 
Weltgemeinschaft, und es fällt schwer, seine 
Argumente zu widerle gen. Die Vereinten Na-
tionen, sagte Kabila, griffen militärisch ein, als 
der Irak Kuwait besetzte, und in Europa kam 
es zum moralisch gerechtfertig ten Angriff der 
Nato gegen das serbi sche Regime im Kosovo. 
Auch in Ost timor wurde interveniert, nur in Afri-
ka geschehe nichts. Niemand habe im August 
1998 reagiert, als sein Land die UN um Hilfe 
rief. Schließlich war der Kongo gerade durch 
Angriffe von Uganda und Ruanda aus zur Hälf-
te erobert worden. Doch unternommen wurde 
nichts, ebenso wenig wie 1994, als in Ruanda 
der schnellste Völker mord des 20. Jahrhunderts 
stattfand. In nur 100 Tagen wurden 800.000 
Menschen abgeschlachtet – die UN zogen zu 
Beginn des Gemetzels ihre Truppen ab.

Quelle: M. Bitala, Die ausgeblendeten Buschkrieger. In: Süddeut-
sche Zeitung vom 2. 4. 2003

Islamistische Kämpfer in Mogadischu.
Aufnahme: 15. 6. 2006

mahnt zu Vorsicht. Darüber hinaus aber strebt 
das auto ritäre Regime in Addis Abeba die He-
gemonie am Horn von Afrika an und verschlei-
ert diese Absicht, indem es sich als christlicher 
Vorkämpfer geriert, der stellvertretend für den 
Westen gegen die Islamisten kämpft. Staats-
chef Meles Zenawi genießt die vorbehaltlose 
Unterstützung Washingtons, während die 
somalischen Gotteskrieger von Äthi opiens Erz-
feind Eritrea alimentiert werden. 2003 erzähl-
te der Gouverneur von Baidoa im Gespräch 
mit der ZEIT recht freimütig von den engen Ver-
bindungen zu den äthiopischen Nachbarn. Sie 
halfen, in seiner Stadt die Übergangsregierung 
zu installieren, um einen Brückenkopf des Isla-
mismus in Afrika zu verhindern.

Quelle: B. Grill, Hassans Traum von Großsomalia. In: Die Zeit Nr. 
32; August 2000, S. 8
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P33 Rohstoffreicher Kongo

Gold

Diamanten

von Rebellen
kontrollierte Gebiete

KAMERUN

GABUN

ANGOLA

SAMBIA

TANSANIA

DEMOKRATISCHE
REPUBLIK KONGO

BURUNDI

Tanganjikasee

Victoriasee

UGANDA
Distrikt Ituri Bunia

Süd-Kivu

Nord-Kivu

Bukavu
RUANDA

SUDAN

Kongo

Ubangi

Lualaba

Katanga

Kinshasa

REP.
KONGO

250 km

K
asai

Coltan (Mineral, das 
u.a. in der Mikroelektronik 
verwendet wird)

Kupfer

P31 Freie Wahlen: eine Chance für den Kongo

Eine historische Chance für Frieden, Stabili-
tät und Entwicklung in der Region der Großen 
Seen in Afrika nannte Louis Michel, EU-Kom-
missar für Entwicklung und humanitäre Hilfe, 
vor dem UNO-Sicherheitsrat das Wahljahr 2006 
in der DR Kongo. 25 Millionen kongolesische 
Wählerinnen und Wähler wurden im Herbst 
vergangenen Jahres in einem Staatsgebiet von 
der Größe Westeuropas registriert. Im Dezem-
ber 2005 nahmen sie mit 80 Prozent Ja-Stim-
men und einer Beteiligung von 60 Prozent die 
neue Verfassung des Kongo an und bekunde-
ten so ihren politischen Willen zur Demokra-
tie. Diese Verfassung trat am 18. Februar 2006 
nach der feierlichen Proklamation durch Präsi-
dent Joseph Kabila in Kraft. 
Am 18. Juni sind die kongolesischen Wähler 
von der amtierenden Interimsregierung aus 
Warlords und Vertretern der Zivilgesellschaft zur 
Direktwahl des zukünftigen Staatspräsidenten 
aufgerufen... Der Wahlkampf wird zeigen, ob 
die Parteien, die sich aus den ehemaligen Rebel-
lenarmeen mit ihrem Hunger nach militärischer 
und wirtschaftlicher Macht gebildet haben, zu 
politisch agierenden, zivilen Repräsentanten ei-
ner geeinten Staatsmacht geworden sind... Alle 
großen Parteien, auch die aus zivilgesellschaft-
lichen Wurzeln entstandenen, haben eine regi-
onale, durch ethnische Zugehörigkeit zu Clans 
und Stämmen gebundene Machtbasis. Alle un-

terhalten bewaffnete Milizen, gebildet aus ihrer 
Anhängerschaft, die so genannten „militants 
des partis politiques“. 
Die „Hot Spots“ dieser Wahlen werden in den 
ressourcenreichen ostkongolesischen Krisen-
gebieten um Ituri, in den Provinzen Kivu und 
Katanga liegen, wo der Konfl ikt weiterhin vi-
rulent ist. Dort bilden sich neue bewaffnete 
Rebellengruppen, die wieder ethnische Span-
nungen schüren und deren Kampftaktik Züge 
eines Völkermords aufweist... 
Die Menschen im Kongo hoffen auf einen fried-
lichen Machtwechsel und auf eine Regierungs-
bildung ohne Gewaltakte und ohne erneute 
regionale und ethnische Konfl ikte... Die neue 
Regierung wird vor großen Herausforderungen 
stehen. Das Land ist nach neun Konfl iktjahren 
von Waffen überschwemmt. Kriegsherren al-
ler Konfl iktparteien ließen sich mit gefälschten, 
überhöhten Soldlisten in der Übergangsperiode 
bestechen und verhalten sich bislang relativ ru-
hig. Doch die Sorge um den Frieden nach den 
Wahlen wächst. Von den neuen Machtverhält-
nissen enttäuschte Warlords könnten ihre ehe-
maligen Kämpfer, deren Zahl auf rund eine vier-
tel Million geschätzt wird, wieder zu den Waf-
fen rufen. 

Quelle: Andra J. Riethmüller, Die Wahl als Chance. In: amnesty 
journal April 2006

P32 Ein Land zerstört sich selbst

Aufgaben

1. Erarbeiten Sie die Faktoren, welche das ent-
scheidend Neue der neuen Kriege darstellen 
(P22, P23).

2. Womit kann man die neuen oder „kleinen“ 
Kriege in historischer Perspektive vergleichen? 
(P22, P23)

3. Beschreiben Sie die gegenwärtige Situation 
der Bevölkerung in Somalia (P24, P25).

4. Führen Sie Gründe an, weshalb Teile der 
Bevölkerung Somalias ein Regime begrüßten, 
welches nach dem Recht der Scharia handelt 
(P25).

5. Erläutern Sie den Begriff „Kriegsökono-
mien“ und stellen Sie ihn in einen gegenwär-
tigen politischen Kontext (P26).

6. Weshalb ist die Wiederherstellung des 
staatlichen Gewaltmonopols eine Conditio 
sine qua non für nachhaltige Entwicklung in 
kollabierten Staaten? (P29)

7. Stellen Sie die politische und humanitäre 
Situation im Kongo vor den Wahlen im Jahre 
2006 dar (S. 73 f.).

8. Erläutern Sie die Chancen, welche die freien 
Wahlen im Kongo boten (P31).

9. Wie wird ein Jahr nach der Wahl diese bi-
lanziert? (P32)

10. Recherchieren Sie die Situation im Kongo 
ein Jahr nach der Wahl auf der homepage der 
Welthungerhilfe: 
http://www.welthungerhilfe.de/themen.html 
(Buchstaben K wählen)

Ein Jahr nach der Wahl hat Präsident Kabila 
sämtliches Vertrauen verspielt. Die UN ist tief 
besorgt, denn die kongolesische Demokratie 
erstickt in Gewalt, Korruption und drohenden 
militärischen Konfl ikten.
Die gute Nachricht zuerst: Auf einigen Straßen-
abschnitten Kinshasas gehen seit vergangener 
Woche abends die Laternen an. Amerikanische 
Hilfsgelder haben es möglich gemacht. Dem-
nächst sollen alle Hauptverkehrsstrassen bei 
Einbruch der Dunkelheit erleuchtet sein.
Damit dürfte sich allerdings die Aufzählung je-
ner Orte schon erschöpft haben, an denen das 
Leben seit dem 30. Juli 2006 ein helleres ge-
worden ist. Vor einem Jahr nahmen die Kongo-
lesen zum ersten Mal nach 40 Jahren an halb-
wegs freien Wahlen teil und stießen abends in 
den Kneipen auf eine Zukunft an, die eigentlich 
nur besser werden konnte. Niemand erwartete 
Wunder. Doch zwölf Monate nach der „Jahr-
hundertwahl“ und sieben Monate nach Amts-
einführung von Präsident Joseph Kabila ist auch 
der letzte Rest von Aufbruchstimmung ver-
pufft.
Kabila ist in der Hauptstadt verhasster denn je. 
Er hat auch in seiner Hochburg, den östlichen 
Provinzen, sämtliche Vorschusslorbeeren ver-
spielt. Die Regierung des alterschwachen Pre-
mierministers Antoine Gizenga ist mit einem 
Mammutkabinett von 60 Ministern faktisch 
arbeitsunfähig. Aufenthalte in kongolesischen 
Krankenhäusern und Gefängnissen sind wei-
terhin lebensgefährlich; für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes gilt, was ihre Bezahlung 
betrifft, immer noch die Devise „Debrouillez-
Vous“, was sinngemäß heißt: „Helft Euch ge-
fälligst selbst.“ Die geplante Reform und De-
zentralisierung der Provinzen, die den korrup-
ten Hauptstadtapparat entmachten soll, lässt 
auf sich warten. Besonders dramatisch ist die 
Lage im Osten des Landes, wo der fragile Friede 
in einen neuen Krieg umzukippen droht.

Quelle: Andrea Böhm, Ein Land zerstört sich selbst. In: Die Zeit 
Nr. 31/2007

Politik_fertig.indd   16Politik_fertig.indd   16 03.01.2012   15:32:5803.01.2012   15:32:58



78

Politik

Internationale Beziehungen und
Global Governance

Das traditionelle Verständnis vom Regieren (Governance)
innerhalb nationalstaatlicher Grenzen wird gegenwärtig

durch die Globalisierung in den Politikfeldern Wirtschaft, Finanzen, 
Sicherheit, Kultur und Umwelt herausgefordert.

Angesichts mannigfacher grenzüber-
schreitender Akti vitäten und daraus re-

sultierender Probleme ist die klassisch-na-
tionalstaatliche Form des Regierungshan-
delns nicht länger angemessen. Weltum-
spannende Finanztransaktionen, globales 
Wirtschaftshandeln usw. lassen sich mit 
nationaler Politik allein nicht regeln, sie er-
fordern globale Lösungsmechanismen.

Auf weltpolitischer Ebene existiert jedoch 
keine Weltregierung (Global Government), 
die zur Lösung dieser globalen Probleme 
legitimiert wäre und sich ihrer in effektiver 
Weise annehmen könnte. Abgesehen da-
von wäre eine Weltregierung we der wün-
schenswert noch derzeit rea li sierbar. Sie 
wäre auch zu schwerfällig, um schnelle 
Lösungen auf den Weg zu brin gen. Statt 
dessen bilden die Vereinten Nationen ein 
Forum für die Entwicklung einer Weltord-
nungspolitik (Global Governance). Das 
politische Konzept von Global Governance 
besteht darin, Regeln zu schaffen, die für 
die Aktivitäten globaler Akteure einen Ord-
nungsrahmen bilden, der eine zukunftsfä-
hige nachhaltige, soziale, wirtschaftliche, 
politische und ökologische Entwicklung 
der Menschheit gewährleistet. Ziel ist die 
Verrechtlichung der internationalen Bezie-
hungen für ein normgeleitetes Verhalten 
der verschiedenen globalen Akteure. Erste 
Ansätze hierfür sind die Errichtung des In-
ternationalen Strafgerichtshofs (IStGH) zur 
Verfolgung und Bestrafung der Urheber 
schwerer Menschenrechtsverletzungen, 
die Weltklimakonvention, das Kyoto-Ab-
kommen und andere internationale Ver-
einbarungen.

Verrechtlichung auf globaler Ebene: 
der Internationale Strafgerichtshof

Die Idee zur Errichtung eines Internationa-
len Strafgerichtshofs wurde bereits unter 
dem Eindruck der Tätigkeit der Internati-
onalen Militärgerichtshöfe von Nürnberg 
und Tokio nach dem Zweiten Weltkrieg in 
den Vereinten Nationen diskutiert. Diese 
Vorstellungen konkretisierten sich jedoch 
erst in der Folge der Einrichtung der bei-
den ad-hoc-Strafgerichtshöfe für das ehe-
malige Jugoslawien (1993) und für Ruan-
da (1994) durch die Vereinten Nationen. 
Das am 17. Juli 1998 in Rom von den Ver-
einten Nationen verabschiedete Statut 
des Internationalen Strafgerichtshofs be-

schränkt dessen Gerichtsbarkeit auf vier 
besonders schwere Verbrechen, welche 
die internationale Gemeinschaft als Gan-
zes berühren: Völkermord, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, Kriegsver-
brechen und das Verbrechen der Ag-
gression. Dabei ergänzt der Internationa-
le Strafgerichtshof die innerstaatliche na-
tionale Gerichtsbarkeit, deren Vorrang im 
Statut verankert ist. Gemäß den Grund-
sätzen der Komplementarität und Subsidi-
arität soll der Internationale Strafgerichts-
hof erst tätig werden, wenn sich nationale 
Strafverfolgungsinstanzen als unfähig 
oder unwillig erweisen, die Ermittlungen 
oder die Strafverfolgung durchzuführen.

Im April 2002 hatten 60 Staaten ihre 
Ratifi kationsurkunde zur Schaffung des 
Internationalen Strafgerichtshofs bei den 
Vereinten Nationen hinterlegt – darunter 
sämtliche EU-Staaten –, so dass das Statut 
zum 1. Juli 2002 in Kraft treten und der 
Internationale Strafgerichtshof als stän-
dige Einrichtung mit Sitz in Den Haag ein-
gerichtet werden konnte. Im März 2003 
wurden die ersten 18 Richter des Gerichts-
hofs vereidigt, und inzwischen haben 100 
Staaten das Statut von Rom ratifi ziert. Die 
USA lehnen diese Einrichtung nach wie 
vor ab (P35, P36, P38).

Im März 2006 wurde schließlich der ers-
te Angeklagte vor dem Internationalen 
Strafgerichtshof vorgeführt. Es handelt 
sich um Thomas Lubanga, Angehöriger 
des Hema-Volkes und Führer der „Union 
Kongolesischer Patrioten“ sowie deren 
Miliz im Ostkongo. Lubanga wird vorge-
worfen, eine der Hauptfi guren des Dauer-Der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag
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krieges zwischen Hema und Lendu zu sein 
(P39). Der Miliz der „Union Kongolesischer 
Patrioten“ werden Massaker an Lendu-Zi-
vilisten, Massenvergewaltigungen, das Nie-
derbrennen von Dörfern sowie die Rekru-
tierung von Kindersoldaten vorgeworfen. 
Mit der Überstellung Lubangas an den In-
ternationalen Strafgerichtshof wird eine 
neue Etappe zur Verrechtlichung der in-
ternationalen Beziehungen auf weltpoli-
tischer Ebene eingeläutet (P37, P38).

Global Governance regional: Die 
Afrikanische Union

Die Bemühungen um eine Ordnungspo-
litik über die nationalen Grenzen hinaus 
führten auf dem europäischen Kontinent 
seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu 
einer stetigen Integration einer wachsen-
den Zahl europäischer Staaten – heute sind 
27 Staaten Mitglieder der Europäischen 
Union. Ähnliche Anstrengungen zur ver-
besserten Kooperation auf regionaler Ebe-
ne wurden auf dem afrikanischen Konti-
nent seit der Dekolonialisierung zu Beginn 
der 1960er Jahre unternommen. Die 1963 
gegründete panafrikanische Organisation 
für Afrikanische Einheit (OAU) ist im Jah-
re 2002 in die Afrikanische Union (AU) 
übergegangen. Ihr gehören mittlerweile 
alle Staaten des afrikanischen Kontinents 
mit Ausnahme Marokkos an. Die instituti-
onelle Struktur der AU ist stark am Vorbild 
der EU orientiert: Vergleichbar dem Euro-
päischen Rat bildet die Versammlung der 
Staats- und Regierungschefs das oberste 
Organ; das Pan-Afrikanische Parlament 
soll nach einer Übergangsphase volle le-
gislative Befugnisse erhalten und die AU-

Kommis sion ist bislang als Sekretariat kon-
zipiert (P42).

Darüber hinaus wurden Ende der 
1990er Jahre zur Verbesserung der wirt-
schaftlichen und politischen Entwicklung 
des Kontinents von den Regierungen Süd-
afrikas, des Senegals, Algeriens und Nige-
rias Kooperations-Initiativen gestartet, die 
Ende 2001 in die Gründung der Neuen 
Partnerschaft für Afrikas Entwicklung 
(NEPAD) mündeten (P43). Inzwischen ist 
die NEPAD zum Entwicklungsprogramm 
der AU erklärt worden. NEPAD zeich-
net sich insbesondere durch eine auch 
selbstkritische Bestandsaufnahme bishe-
riger Entwicklungsanstrengungen sowie 

Thomas Lubanga, Führer der „Union Kongolesischer Patrioten“, als 
Angeklagter vor dem Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag
am 20. März 2006

durch ein klares Bekenntnis zu demo-
kratischen Prinzipien, Menschenrechten, 
Good Governance und marktwirtschaft-
lichen Strukturen aus. Die Impulse für die 
politische und wirtschaftliche Gesundung 
des afrikanischen Kontinents müssen laut 
NEPAD aus Afrika selbst kommen, wenn-
gleich der Kontinent auch auf eine neue 
Partnerschaft mit den entwickelten Staa-
ten angewiesen ist. Zur Einhaltung der 
von NEPAD auferlegten Selbstverpfl ich-
tungen zu verantwortlichem Regierungs-
handeln wurde ein neues Instrument 
geschaffen, der African Peer Review 
Mechanism (APRM). Mit der Unterzeich-
nung des APRM-Protokolls verpfl ichten 
sich inzwischen 26 afrikanische Staaten 
zur gegenseitigen Überprüfung der durch 
die NEPAD festgelegten Kriterien (u. a. 
von Good Governance). Die Reformpro-
jekte im Rahmen NEPAD-Initiative werden 
von Deutschland tatkräftig unterstützt.

Der Darfur-Konflikt im Sudan 
– eine Herausforderung an Global 
Governance

Während für die ehemalige OAU ange-
sichts der kolonialen Erfahrungen des afri-
kanischen Kontinents die territoriale Inte-
grität sowie die Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten der Staaten als 
Grundprinzipien galten, wurde von der 
neuen AU das Souveränitätsprinzip erheb-
lich relativiert – in ihrer Gründungsakte ist 
ein Recht auf militärische Intervention aus 

Ein Lager für Flüchtlinge aus Darfur
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humanitären Gründen festgeschrieben. 
Der Wille, im Bereich der Außen- und Si-
cherheitspolitik militärisch zu kooperieren, 
wird bei der Friedensmission der Afri-
kanischen Union im Sudan (African Uni-
on Mission in Sudan, AMIS) – größtenteils 
fi nanziert durch westliche Geldgeber, ins-
besondere die EU und ihre Mitgliedstaa-
ten, die USA und Kanada – deutlich. 

Der Darfur-Konfl ikt im Westen des Su-
dans zwischen traditionell sesshaften afri-
kanischen Stämmen und arabischstäm-
migen Nomaden (unterstützt von der Re-
gierung in Khartum) um knappe Ressour-
cen eskalierte im Jahre 2003 und forderte 
inzwischen nach Schätzungen von Hilfs-
organisationen etwa 300 000 Opfer, rund 
zwei Millionen Menschen befi nden sich 
auf der Flucht in die Nachbarländer (P46). 
AMIS soll den im Jahre 2004 zwischen 
den Konfl iktparteien ausgehandelten 
Waffenstillstand überwachen, doch sind 
die knapp 8000 Soldaten der AU offen-
kundig außerstande, die Zivilbevölkerung 
ausreichend zu schützen und die Region 
zu stabilisieren. Deshalb haben sich die AU 
und die UNO auf der Darfur-Konferenz 
im Juli 2006 in Brüssel auf eine Überfüh-
rung von AMIS in eine UN-geführte Missi-

on geeinigt. Die sudanesische Regierung 
hat der UN-Mission allerdings lange nicht 
zugestimmt (P45). Sie fürchtete eine UN-
geführte Militärmission in Darfur als ver-
längerten Arm des Internationalen Straf-
gerichtshofs. Der IStGH ermittelt seit 2005 
wegen möglicher Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit in der Krisenregion Darfur, 
und von diesen Ermittlungen sind auch su-
danesische Regierungsmitglieder betrof-

fen. Erst am 12. Juni 2007 hat die suda-
nesische Regierung der Intervention einer 
Friedenstruppe zugestimmt (P47). 

Der Darfur-Konfl ikt verdeutlicht exem-
plarisch die politischen Bemühungen um 
Global Governance durch die Weltorgani-
sationen UNO und den IStGH wie durch 
die supranationalen regionalen Organisa-
tionen EU und AU.

Soldaten der Afrikanischen Union (AU) in Darfur. 
Die 7700 Mann starke Truppe der African Union 
Mission in Sudan (AMIS) überwacht die Einhaltung 
des 2004 vereinbarten Waffenstillstands und des 
2006 geschlossenen Friedensabkommens in der 
Region (P47).

P34 Der IStGH P35 USA gegen IStGH P36 Diktatur der Justiz?

Interview der Süddeutschen Zeitung mit dem vorma-
ligen Leiter des Völkerrechtsreferats im Auswärtigen 
Amt, Hans-Peter Kaul. Kaul ist heute Richter beim IStGH.

SZ: Die Bundesregierung hat sich besonders 
stark gemacht für das Gericht. Warum?
Kaul: Deutschland hat nach dem NS-Regime 
selbst die Erfahrung gemacht, wie notwendig 
es ist, Verbrechen gerichtlich aufzuarbeiten. 
Das ist sicher ein wichtiges Motiv. Zudem gab 
es einen klaren Auftrag. Alle Parteien im Bun-
destag haben die Schaffung des Strafgerichts-
hofs unterstützt. Dabei ging es uns darum, ein 
effektives, unabhängiges und daher glaubwür-
diges Gericht zu schaffen.
SZ: Die US-Regierung lehnt das Tribunal ab. Sie 
befürchtet, es könnte, etwa von „Schurken-
staaten“, zu Propagandazwecken missbraucht 
werden. Zu Recht?
Kaul: Es stimmt, dass Washington das Vorha-
ben derzeit ablehnt. Das ist um so bedauer-
licher, wenn man bedenkt, wie sehr die Herr-
schaft des Rechts und der Kampf gegen das Un-
recht amerikanischen Traditionen entsprechen. 
Denken Sie nur an die Nürnberger Prozesse. Die 
amerikanischen Sorgen sind zudem unbegrün-
det. Das Statut des Gerichts ist voller Schutz-
mechanismen. Dazu gehört, dass die Strafver-
folgung durch nationale Gerichte Vorrang hat. 
Staaten, die ihre Verpfl ichtung zur Verfolgung 
schwerster Verbrechen ernst nehmen, haben 
also überhaupt nichts zu befürchten.

Quelle: Süddeutsche Zeitung, 10. April 2002

Gewiss haben Menschenrechtsverletzungen, 
Kriegsverbrechen, Völkermord und Folter dem 
modernen Zeitalter derart Schande bereitet, 
und dies an so vielen verschiedenen Orten, dass 
das Bestreben, hier rechtliche Normen einzu-
schalten, um solche Übergriffe zu verhindern 
oder zu bestrafen, den Fürsprechern zur Ehre 
gereicht. Die Gefahr besteht darin, dass dieses 
Konzept zu weit getrieben wird und an die Stel-
le der Tyrannei von Regierungen die von Rich-
tern tritt; in der Geschichte hat die Diktatur der 
Rechtschaffenen oft zu Inquisition und sogar zu 
Hexenjagden geführt...
Kann zum Beispiel jeder Führer der Vereinigten 
Staaten oder anderer Länder vor internationale 
Tribunale gezerrt werden, die für andere Zwe-
cke eingerichtet wurden? Dies ist genau das, 
was Amnesty International nahe legt, wenn 
es, wie im Sommer 1999, die „Beschwerde“ 
einer Gruppe europäischer und kanadischer 
Rechtsprofessoren ... unterstützte, die den Vor-
wurf erhoben, dass während der NATO-Kampa-
gne im Kosovo Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit begangen worden seien... Die meisten 
Amerikaner wären wohl erstaunt zu erfahren, 
dass das Jugoslawien-Tribunal, auf amerika-
nische Veranlassung im Jahr 1993 ins Leben 
gerufen, um sich der Balkan-Kriegsverbrecher 
anzunehmen, sich das Recht anmaßt, gegen 
Amerikas politische und militärische Führer Er-
mittlungen wegen angeblichen kriminellen Ver-
haltens einzuleiten.
Quelle: H. Kissinger: Die Herausforderung Amerikas. Weltpolitik 
im 21. Jahrhundert, München/Berlin 2002, S. 353/362

Es sind ideologische, historische, psychologische 
und strategische Gründe, die die Haltung der 
Amerikaner bestimmen. An erster Stelle steht 
sicherlich die Furcht vor einem Verlust an Sou-
veränität. Im amerikanischen Selbstverständnis 
spielen dem Staat übergeordnete Machtstruk-
turen nur eine geringe Rolle. So werden bei-
spielsweise die Vereinten Nationen nicht als 
Forum der Auseinandersetzung über globale 
Probleme angesehen, sondern als ein Instru-
ment, mit dem andere Staaten und Bürokraten 
Einfl uss auf die amerikanische Politik nehmen 
wollen. So wird auch der Internationale Straf-
gerichtshof als eine Gefahr dargestellt, als Dik-
tatur der Justiz über die legitimen Machtstruk-
turen in einem von gewählten Politikern regier-
ten Land.
Der Mythos vom „auserwählten Land“, das sich 
von der Alten Welt losgelöst hat, um unabhän-
gig und frei zu sein, spielt sicherlich auch eine 
gewichtige Rolle in der amerikanischen Selbst-
einschätzung. Die USA sind der Überzeugung, 
sich selbst die besten Gesetze geschaffen zu ha-
ben und unterwerfen sich nur höchst ungern 
internationalen Vereinbarungen.

Quelle: A. Papenfuß, Herrschaft des Rechts oder Recht des Stär-
keren? Kontroverse um den Internationalen Strafgerichtshof. In: 
Internationale Politik, 8/2002, S. 36 f.
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P37 Gegen Völkermord P38 Ein Anfang P39 Der Nächste bitte

Nun werden wir Zeugen, wie eine neue Ära des 
internationalen Rechts beginnt. Das Inkrafttre-
ten des Statuts von Rom macht die weltweite 
Entschlossenheit deutlich, diejenigen der Ge-
rechtigkeit zuzuführen, welche die schlimmsten 
Verbrechen begehen. Diese Entschlossenheit 
haben die Opfer – und die Täter – bei Völker-
mord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
und Kriegsverbrechen verdient. Wir haben uns 
für die Schaffung des Weltgerichts eingesetzt, 
weil es mit den Prinzipien der Gerechtigkeit 
und der Menschenrechte, die wir schätzen, völ-
lig übereinstimmt und sie noch unterstützt. Wir 
müssen dafür sorgen, dass solche Verbrechen 
künftig weniger wahrscheinlich werden, indem 
wir eine feste Erwartung schaffen, dass sich die 
Herrschaft des Rechts durchsetzen wird. Wir 
müssen die Ära der Strafl osigkeit beenden, in 
der, allzu oft, die Opfer vergessen werden und 
die Täter ungestraft davonkommen.

Quelle: Javier Solana, Entschlossen gegen den Völkermord. In: 
Süddeutsche Zeitung vom 2. Juli 2002

Die Vereinigten Staaten, China und Russland 
haben den Römer Vertrag [zur Errichtung des 
IStGH] nicht ratifi ziert. Staaten und Regie-
rungen, die es gewohnt sind, ihre Interessen 
auch mit kriegerischer Macht durchzusetzen, 
sind offenbar wenig gewillt, sich in ihrer Hand-
lungsfreiheit einschränken zu lassen. Das Recht 
der Stärkeren wird demnach durch das Interna-
tionale Strafgericht nicht von heute auf morgen 
ausgeschaltet. Auch Indien und fast alle mus-
limischen Staaten stehen abseits. Das Interna-
tionale Strafgericht wird westliches Rechts-
verständnis nicht automatisch als weltweiten 
Standard durchsetzen können, zumal wenn die 
westliche Führungsmacht nicht mitzieht. Trotz-
dem: Ein Anfang ist gemacht. Das Internatio-
nale Strafgericht existiert und wird Recht spre-
chen, da, wo es juristisch nötig und politisch 
möglich ist.

Quelle: Internationales Recht und Macht. In: Neue Zürcher Zei-
tung vom 12. April 2002

Milosevic ist tot, doch das internationale Straf-
recht lebt. In Den Haag sorgen gleich zwei Ge-
richtshöfe für Gerechtigkeit...
Es ist ein historischer Moment, bloß merkt es 
kaum einer außerhalb dieser Mauern. Die drei 
Richter sind in ihre riesigen Ledersessel gesun-
ken, starren auf eine Seitentür, zwei Dutzend 
Zuschauer hinter kugelsicheren Scheiben re-
cken die Hälse. Dann kommt er durch die Tür, 
ein großer, schlaksiger Mann in grauem Anzug 
und gelber Krawatte, der seine Bewacher um 
eine halbe Kopfl änge überragt. Er setzt sich hin-
ter seinen Anwalt, weiß nicht, wohin mit den 
Händen, blickt irritiert in den Saal aus hellem 
Holz, in diese Welt, in die man ihn vor drei Ta-
gen aus dem Gefängnis Makala in Kinshasa ver-
pfl anzt hat. Der Internationale Strafgerichtshof 
(International Criminal Court; ICC) – vor fast 
acht Jahren unter Fanfarenstößen ins Leben ge-
rufen, dann aus dem Gedächtnis der Öffentlich-
keit verschwunden – hat seinen ersten Ange-
klagten. Fallnummer: ICC 01-04-01-06.
„Ihr Name?“, fragt der Richter.
„Thomas Lubanga.“
Lubanga Dyilo, Thomas, 45, Angehöriger des 
Hema-Volkes, Führer der Union Kongolesischer 
Patrioten (UPC) und ihrer Miliz im Ostkongo; 
eine der Hauptfi guren des Dauerkrieges zwi-
schen Hema und Lendu, angefacht wie alle 
Konfl ikte im Kongo durch Nachbarländer und 
den Kampf um Rohstoffe. 60 000 Tote seit 
1999, schätzen die UN. Auf das Konto der UPC 
gehen Massaker an Lendu-Zivilisten, Massen-
vergewaltigungen, niedergebrannte Dörfer. Die 
Anklage lautet bislang nur auf Rekrutierung 
von Kindersoldaten, aber sie wird wohl erwei-
tert werden
„Ihr Beruf?“, fragt der Vorsitzende Richter.
Lubanga überlegt einen Moment. „Je suis poli-
ticien“, antwortet er. „Ich bin Politiker.“
Kongos Regierung selbst hatte dem ICC die Er-
mittlungen in Ituri übertragen – eine horrende 
Aufgabe in einem Land fast ohne jede Infra-
struktur, wo allein die Identifi kation eines Zeu-
gen Wochen dauern kann. „Mühselig?“, fragt 
der argentinische Chefankläger des ICC, Louis 
Moreno-Ocampo, und macht ein Gesicht, als 
stünde er im Moskito- Schwarm. „Im Kongo ist 
alles mühselig. Sogar essen und schlafen.“ 

Quelle: A. Böhm, Der Nächste, bitte! In: Die Zeit Nr. 13/2006, 
S. 14

P40 Die Grenzen der African Mission im Sudan

Wiederholt wurde die AMIS in der Vergan-
genheit als unzulänglich kritisiert. Schließ lich ist 
es ihr bis heute nicht gelungen, für Sicherheit 
und Stabilität in der west sudanesischen Darfur-
Region zu sorgen. Alle Hoffnungen ruhen der-
zeit auf den Beschlüssen der AU vom März und 
der Vereinten Nationen (VN) vom Mai 2006, die 
AMIS in eine VN-Friedensmission über zuleiten. 
Unklar ist noch immer, wann und wie eine sol-
che Überleitung stattfi nden soll Ein fester Fahr-
plan existiert bislang nicht. Nachdem sich die 
AU auf ihrem Gipfel treffen in Banjul Anfang Juli 
2006 – vorerst inoffi ziell – bereit erklärt hat, das 
AMIS-Mandat erneut bis Ende Dezember 2006 
zu verlängern, ist mit einer VN-Friedensmis sion 
frühestens im Januar 2007 zu rechnen.
Hauptursache für diese Verzögerung ist die 
Weigerung der sudanesischen Regierung, ei-
ner umfangreicheren und robusten VN-Mission 
zuzustimmen, obwohl mit dem Abschluss des 
Darfur-Friedensabkommens (DFA) im Mai 2006 
eine wesentliche Bedin gung Khartums längst 
erfüllt ist. Eine Reso lution des Sicherheitsrats, 
die sich über den Widerstand der sudanesischen 
Regierung hinwegsetzt, ist unwahrscheinlich, 
da Russ land und China ihre Zustimmung stets 
von einem positiven Votum Khartums abhän-
gig gemacht haben.Ob man von Khartum über-
haupt noch eine Zustimmung erwarten darf, 
hängt nicht allein von der konkreten Ausgestal-
tung des VN-Mandats ab – das Regime fürch-
tet die VN-Mission als verlängerten Arm des 
Internationalen Strafgerichtshofes (IStGH), der 
auch gegen Regierungsmitglie der ermittelt –, 
sondern vor allem vom Fortbestand des äußerst 
fragilen Friedensabkommens.

Probleme der AMIS
Trotz der sukzessiven Aufstockung von anfangs 
rund 400 auf heute 7700 Mann konnte die AU-
Mission nur zeit- und teil weise die Gewalteska-
lation hemmen und die Zahl der Übergriffe auf 
die Bevölkerung verringern. 
Der AMIS fehlt es vor allem deshalb an Durch-
setzungskraft, weil sie nicht mit einem ausrei-

chend robusten Mandat und einem präzisen 
militärischen Einsatz regelwerk ausgestattet ist, 
die es ihr erlau ben würden, die Zivilbevölkerung 
auch unter Anwendung von Waffengewalt zu 
schützen. Dieser Mangel ist vor allem dar auf 
zurückzuführen, dass die AU-Mitglied staaten 
zwar auf dem Papier, aber kaum in der Praxis 
bereit sind, eine Intervention der AU gegen den 
Willen eines Mitgliedstaates oder aber auch nur 
dessen öffentliche Ver urteilung mitzutragen. 
Angesichts eigener Demokratie- und Stabili-
tätsdefi zite fürch ten sie, dass sich der Friedens- 
und Sicher heitsrat der AU allzu weitgehend 
eman zipierte, wenn er ein „Exempel Darfur“ 
statuierte. Speziell für das AMIS-Mandat heißt 
dies, dass dessen Reichweite bislang von der 
Zustimmung Khartums abhing und das Man-
dat schwach bleiben musste, weil Khartum eine 
Einmischung von außen prinzipiell ablehnt.
Abgesehen von den komplexen politi schen Pro-
blemen ist die AU heute mangels Ressourcen 
nicht in der Lage, eine größere Region über ei-
nen längeren Zeitraum zu stabilisieren. Längst 
sind die truppen stellenden Staaten, vor allem 
aber die noch jungen Krisenmanagementstruk-
turen der AU an ihrer Leistungsgrenze ange-
langt. Etwas Entspannung brachte die erste 
Geber konferenz im Mai 2005 in Addis Abeba. 
Die Kosten der AU-Mission wurden zunächst 
bis September 2005 gedeckt. In der Folgezeit 
erhöhte vor allem die EU ihre Finanzzuwen-
dungen stetig und trug damit wesentlich dazu 
bei, dass die AMIS bis zur Geberkonfe renz im 
Juli 2006 fortbestehen konnte. Die sukzessive 
Aufstockung des AMIS-Personals realisierten 
die Europäer und die Nato durch Truppen-Luft-
transporte. Zusätzlich schnürte die EU ein zivil-
militärisches Unterstützungspaket und stellte 
in diesem Rahmen unter anderem Militär- und 
Poli zei-Berater und -Ausbilder, Fahrzeuge und 
Kommunikations-Technik bereit. Die VN unter-
stützte die Koordination der AMIS durch eige-
ne Berater.
Quelle: S. Wadle, Die African Mission in Sudan. In: SWP-Aktuell 
39 8/2006, S. 1 – 3

P41 Der IStGH

Bei der Vernehmung von Thomas Lubanga am 20. 3. 
2006: links Richterin Akua Kuenyeha, Ghana, in der 
Mitte Richter Claude Jorda, Frank reich, rechts Richte-
rin Sylvia Steiner, Brasilien.
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P42 Die Institutionen der Afrikanischen Union (AU)

Die institutionelle Struktur der AU orientiert sich 
stark am Vorbild der EU.
- Das oberste Organ bildet die Versammlung 
der Staats- und Regierungschefs. Die Kon-
struktion entspricht dem Europäischen Rat mit 
dem wesentlichen Unterschied, dass sie Ent-
scheidungen mit einer Zweidrittelmehr heit und 
bei verfahrenstechnischen Fragen sogar mit ein-
facher Mehrheit fällen kann.
- Der Exekutivrat besteht in der Regel aus den 
Außenministern und entspricht dem Mi nisterrat 
der EU in der Formation des allge meinen Ra-
tes. Auch er trifft im Unterschied zum EU-Minis-
terrat, der mit sowohl absolu ten als auch qua-
lifi zierten Mehrheiten (je nach Politikbereich) 
Entscheidungen fällt, Entscheidungen generell 
wiederum mit einer Zweidrittelmehrheit.
- Der Ausschuss der Ständigen Vertreter be-
reitet wie die gleichnamige EU-Institution die 
Sitzungen des Exekutivrates vor.
- Im Unterschied zur EU-Kommission ist die AU-
Kommission bisher lediglich als Se kretariat kon-
zipiert.
- Im März 2004 wurde das Pan-Afrikanische 
Parlament (PAP) ins Leben gerufen. Nach einer 
fünfjährigen Übergangsperiode als bera tende 
Institution soll das Parlament volle le gislative 
Befugnisse erhalten und direkt ge wählt wer-
den.
Neben dem bereits erwähnten Afrikani schen 
Gerichtshof ist noch die Einrichtung einer 

ganzen Reihe von zusätzlichen, in erster Linie 
beratenden Institutionen vorgesehen.
Innerhalb der Institutionen gilt nicht das EU-Prin-
zip einer wenn auch nur sehr grob ge wichteten 
proportionalen Stimmverteilung nach der Be-
völkerungszahl der einzelnen Staaten, son-
dern strikt das Prinzip der Stim mengleichheit. 
Dies bedeutet in der Praxis, dass Nigeria mit 
seinen zirka 130 Millionen Einwohnern genau 
wie der Inselstaat Sao Tomé and Principe mit 
rund 200 000 Einwoh nern nur eine Stimme in 
der Versammlung und dem Exekutivrat besitzt. 
Ferner entsen det jeder Mitgliedsstaat fünf Ab-
geordnete, unter denen mindestens eine Frau 
sein muss, in das PAP. Bemerkenswert ist vor 
dem Hin tergrund europäischer Erfahrungen vor 
allem der Verzicht auf ein Vetorecht. Dies be-
deutet, dass auch große und mächtige Staaten 
Ab stimmungsniederlagen hinnehmen müssten. 
Dies widerspricht der afrikanischen Tradition 
von Entscheidungsprozessen, die erstens stark 
konsensorientiert ist und in der zwei tens offene 
Abstimmungsniederlagen als Ge sichtsverlust 
gelten, der das Ansehen von Regierungen und 
Individuen, aber auch den Nationalstolz schwer 
beschädigen würde. Abzuwarten bleibt auch, 
ob in Abstimmun gen unterlegene Staaten die 
Entscheidung res pektieren werden.

Quelle: Aus Politik und Zeitgeschichte 4/2005, S. 27

P44 United States of Africa?

Beim Stichwort Afrika fallen Europäern nicht 
viele Na men ein, Nelson Mandela, Kofi  Annan, 
vielleicht noch Erzbischof Desmond Tutu. Aber 
wer ist Alpha Oumar Konaré?
Er ist Kommissionspräsident der Afrikani schen 
Union (AU) und leitet, wenn man von den Ver-
einten Nationen einmal absieht, den größten 
Staatenbund der Welt. Konarés Porträt in der 
Eingangshalle des AU-Hauptquartiers hängt 
zwar in der Reihe seiner neun Vorgänger, doch 
er will mit der Tradition der OAU brechen, die 
1963 aus dem Geiste der Dekolonialisierung 
geboren wurde und zu einem Papiertiger ver-
kümmerte. „Ihr Ziel war Koope ration nach der 
Unabhängigkeit, das Ziel der AU ist Integration 
im Zeitalter der Globalisierung“, betont Kona-
ré. „Wir wollen zu einer Föderation der afrika-
nischen Staaten kommen.“ Am Ende, allerdings 
in sehr weiter Ferne, könnten dereinst einmal 
die zweiten USA stehen – die United States of 
Africa.
Es würde auch schon eine Nummer kleiner rei-
chen. Aber genau das wirft man dem AU-Chef 
vor, dass er zwar wortstark sei, aber handlungs-
schwach. Ein Kritiker nannte ihn einmal einen 
Händler der Illusionen, und noch haben nicht 
alle vergessen, dass er als Präsident von Mali 
– er regierte von 1992 bis 2002 – dem Prunk 
nicht abgeneigt war. Andererseits konnte Ko-
naré sein Land ökonomisch konsolidieren und 
den Bürger krieg mit den Tuareg beenden. Und 
er gab die Macht freiwillig ab, das ist ein recht 
ungewöhnli ches Verdienst in Afrika. Konaré hat 
jedenfalls bewiesen, dass er ein echter Demo-
krat ist, und es klingt keineswegs hohl, wenn er 

sagt: „Ich bin davon überzeugt, dass Afrika nur 
durch gute Re gierungsführung, Rechtsstaat-
lichkeit und ver nünftiges Wirtschaften voran-
kommen wird. Das ist ein langer Kampf. Und 
es ist kein leichter.“ Mitunter glaubt man aus 
Konarés Mund Julius Nyerere reden zu hören, 
einen der legendären Gründerväter des postko-
lonialen Afrika. Der AU-Kommissionspräsident 

denkt in der Tradi tionslinie der großen Panafri-
kanisten William du Bois, Kwame Nkrumah, Le-
opold Senghor, er will ihre Vision vom starken, 
geeinten Afrika verwirklichen. Seine Aufgabe 
sei es, „das Afrika unserer Träume aufzubau-
en“, erklärte er beim AU-Gipfel vor zwei Jah-
ren.
Die Afrikanische Union sei doch wieder nur ein 
großes schwarzes Luftschloss, sie werde nie 
und nimmer funktionieren, prophezeien jene, 
die Afrika schon immer als hoffnungslosen Fall 
abschrieben. Gebt uns mehr Zeit, fordert Ko-
naré. „Wir haben jetzt eine kontinentale Exe-
kutive, die AU-Kommission, und ein panafrika-
nisches Parlament. Wir werden einen obersten 
Ge richtshof aufbauen und eine Zentralbank.“ 
Über dies ist Afrika der erste Erdteil, der einen 
konti nentalen Sicherheitsrat eingerichtet hat; 
eine schnelle Eingreiftruppe soll in nicht all-
zu ferner Zukunft Konfl ikten vorbeugen und 
Brandherde löschen. „Und dann haben wir 
noch NEPAD“, fügt Konaré hinzu. Die New 
Partnership for Afri ca‘s Development entwirft 
ein neues Moderni sierungsleitbild, dessen 207 
Paragraphen vor allem Afropessimisten ge-
nauer lesen sollten. Denn darin vollziehen die 
Afrikaner einen his torischen Paradigmenwech-
sel von einer passi ven, empfangenden zu einer 
aktiven, selbstver antwortlichen Entwicklungs-
strategie. „Die afri kanische Renaissance ist un-
umkehrbar. In ihr drückt sich der Wille der Afri-
kaner aus, für ihre Zukunft selbst verantwortlich 
zu sein.“...

Quelle: B. Grill, Afrika brüsselt. In: Die Zeit Nr. 45/2005, 
S. 41 – 43

P43 NEPAD

Bundeskanzlerin Angela Merkel begrüßt den 
Kommissionspräsidenten der AU, Alpha Ou-
mar Konaré, zum Treffen der G8-Staaten in 
Heiligendamm am 8. Juni 2007.

Die Menschen in Afrika wollen positive Verän-
derungen, Armut und Konfl ikte überwin den, in 
Würde leben und ihre Potenziale nutzen. Es ist 
eine enorme Herausforderung, den politi schen 
und institutionellen Rahmen für diese Verände-
rungen zu schaffen. Dieser Aufgabe stellt sich 
in ermutigender Weise die Neue Partner schaft 
für Afrikas Entwicklung (NEPAD).
In der NEPAD haben sich die Reformkräfte Afri-
kas zusammengefunden, um dem Bild vom 
verlore nen Krisenkontinent und vom internati-
onalen Almosenempfänger einen neuen Blick 
auf Afrika entgegenzusetzen. Dieser neue Blick 
zeigt einen Kontinent, der seine Zukunft selbst 
in die Hand nimmt, um seine politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Chancen in einer 
globalisierten Welt zu verbessern – und dabei 
auch die eigenen Fehler der Vergangenheit 
nicht ausklammert. NEPAD stellt damit auch 
unser eigenes Afrikabild in Frage, das die viel-
fältigen Potenziale unseres Nachbar kontinents 
bislang allzu oft ausblendet.
In Anbetracht dieser neuen politischen Dy-
namik in Afrika widmet sich die deutsche Ent-
wicklungs politik verstärkt den Reformen der 
politischen und wirtschaftlichen Systeme und 
dem institutionellen Wandel. Deshalb wird sich 
die Zusammenarbeit auf Reform- und Entwick-
lungsprozesse in einzel nen Ländern und auf 
Regionen und regionale Zusammenschlüsse  
konzen trieren.
Quelle: BMZ Materialien Nr. 160, S. 8
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Aufgaben

1. Erläutern Sie die Gründe, weshalb die Bun-
desregierung sowie die Europäische Union 
sich für die Einrichtung des Internationalen 
Strafgerichtshofs (IStGH) eingesetzt haben 
(P34).

2. Weshalb sperrten sich die Vereinigten 
Staaten gegen die Einrichtung des IStGH? 
(P35, P36, P38)

3. Beziehen Sie Stellung zur Einrichtung des 
Internationalen Strafgerichtshofs. Berücksich-
tigen Sie dabei auch das Spannungsverhältnis 
zwischen Macht und Recht in der Politik.

4. Beschreiben Sie die Arbeit des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs in der Praxis anhand 
des Falles Lubanga (P39). 

5. Legen Sie die Rolle der Afrikanischen Uni-
on im Darfur-Konfl ikt im Sudan dar. Worin 
bestehen die Probleme bei deren Erfüllung? 
(P40, P47)

6. Stellen Sie die Institutionen der Afrika-
nischen Union vor. Vergleichen Sie diese mit 
den Einrichtungen der Europäischen Union 
(P42).

7. Beschreiben Sie das übergeordnete po-
litische Ziel der Afrikanischen Union für die 
Zukunft des Kontinents (P44).

8. Erklären Sie die politischen und gesell-
schaftlichen Hintergründe des Darfur-Kon-
fl ikts im Sudan (P46).

9. Welche Rolle spielt die sudanesische Re-
gierung im Darfur-Konfl ikt? (P40, P45)

10. Stellen Sie eine mögliche Lösung des 
Darfur-Konfl ikts unter Einbeziehung der 
Afrikanischen Union sowie der Vereinten Na-
tionen vor.

P45 Grausiges Spiel im Sudan P46 Hintergründe des Konfl ikts in Darfur

Der Plan sah vor, die überforderte AU-Truppe 
[AMIS im Sudan] in eine gemeinsame Mission 
mit den Vereinten Nationen zu überführen. 
Doch das Wort der sudanesischen Regierung 
gilt nicht viel. Immer wieder brach die Bashir-Re-
gierung in der Vergangenheit ihr Versprechen, 
die Milizen zu entwaffnen und den Flüchtlin-
gen die Rückkehr zu ermöglichen. Schon weni-
ge Tage nach der Übereinkunft mit Annan wur-
de deutlich, dass die Machthaber in Khartoum 
auch dieses Mal keineswegs einlenken wollen. 
Man werde keine Blauhelmsoldaten, sondern 
lediglich technische und logistische Hilfe der UN 
akzeptieren, sagte der sudanesische Staatsminis-
ter für Auswärtige Angelegenheiten, Sammani 
al-Wasila. Es scheint, als habe sich nichts ge-
ändert am Vorgehen Khartoums: Kompromiss 
eingehen, Kompromiss ignorieren.
Die sudanesische Regierung instrumentalisiert 
einen regionalen Konfl ikt, der seit Jahrzehnten 
andauert. Religion spielt dabei keine Rolle, 
denn sowohl die sesshafte afrikanischstämmige 
Bevölkerung als auch die arabischen Nomaden, 
aus denen die Janjaweed-Milizen hervorgingen, 
sind Muslime. Es geht um Weideland und Was-
ser. Beides wird durch die sich ausdehnende Sa-
hara knapper. Die Auseinandersetzungen ent-
zündeten sich an dem Versuch vieler Nomaden, 
selbst in Darfur sesshaft zu werden. Als nach 
dem Friedensabkommen im Süden des Landes 
unter den Darfuris der Wunsch nach Autono-
mie wuchs, nutzte die Regierung den schwe-
lenden Konfl ikt. Zusammen mit bewaffneten 
Nomadenverbänden, den Janjaweed, begann 
die sudanesische Armee, die angestammte Be-
völkerung systematisch zu vertreiben. Zynisch 
forderte ein Regierungsdokument, „die Demo-
grafi e in der Region zu ändern“.
Machthaber al-Bashir spielt auf Zeit – und hat 
Erfolg damit. Seit Beginn des Konfl ikts setzte 
Khartoum auf die Unfähigkeit des Weltsicher-
heitsrats, sich auf wirkungsvolle Maßnahmen 
zu einigen. Eine Zwangsumsetzung der UN-
Re so lutionen, die das Morden und Vertreiben 
in Darfur eigentlich beenden sollten, muss die 
Regierung nicht fürchten. So äußerte China, 
Hauptabnehmer des sudanesischen Erdöls, erst 
kürzlich Verständnis für den Unwillen der Re-
gierung, UN-Truppen ins Land zu lassen. 

Quelle: Zeit-Online: Grausiges Spiel. 4/2006, S. 1–2
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Traditionell konkurrieren in Darfur sesshafte 
afrikanische Stämme, wie zum Beispiel Fur, Za-
ghawa und Massalit, mit arabischstämmigen 
Nomaden um knappe Ressourcen. Diese Span-
nungen konnten lange Zeit durch tradierte 
Konfl iktlösungsmechanismen unter Kontrolle 
gehalten werden. Durch eine weitere Verknap-
pung von Weideland und Wasser (fortschrei-
tende Versteppung und Trockenperioden) wur-
de der Konfl ikt seit den achtziger Jahren ver-
schärft. Dazu kommen Arabisierungsbestrebun-
gen der sudanesischen Regierung. Sie nutzte 
das bestehende Konfl iktpotential, um eigene 
Interessen zu verfolgen.
Die Bildung zweier Rebellenorganisationen im 
Februar 2003, die der sudanesischen Regie-
rung den bewaffneten Kampf ansagten und 
das Ende der Marginalisierung und der Benach-
teiligung der afrikanischen Stämme forderten, 
führte zu einer massiven militärischen Reaktion 
der sudanesischen Regierung und damit zur Es-
kalation. Die Regierung bewaffnete sogenann-
te Janjaweed-Milizen, die die Rebellen bekämp-
fen sollten, und bombardierte – in enger Ab-
sprache zwischen Militär und Milizen – selbst 
zahllose zivile Ziele.
Die Janjaweed-Milizen begingen unter der Ver-
antwortung und teilweise in enger Kooperati-
on mit der sudanesischen Regierung ungestraft 
schwerste Menschenrechtsverletzungen und 
Gräueltaten an der Zivilbevölkerung. Eine durch 
den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
(VN) eingesetzte Untersuchungskommission 
berichtet von Massenexekutionen, Massenver-
gewaltigungen, Vertreibungen sowie Verhin-
derung der Rückkehr der Flüchtlinge durch Ab-
brennen und Zerstörung der Dörfer. Die suda-
nesische Regierung hat zudem über viele Mo-
nate hinweg humanitäre Hilfslieferungen nach 
Darfur massiv behindert oder ganz unmöglich 
gemacht.
Der Bericht der Untersuchungskommission vom 
Januar 2005 macht deutlich, dass es bei den 
Militäraktionen der sudanesischen Armee we-
niger um Angriffe auf Rebellenziele ging, son-
dern vor allem um die Terrorisierung der Zivil-
bevölkerung. Doch auch die Rebellenorganisa-
tionen haben sich schwerer Menschenrechts-
verletzungen und Kriegsverbrechen schuldig 
gemacht. Im Zuge des Darfur-Konfl ikts sind 

nach internationalen Schätzungen mehr als 
200 000 Menschen ums Leben gekommen. Die 
Zahl der Binnenvertriebenen in Darfur liegt nach 
VN-Angaben zurzeit bei etwa 2,2 Millionen. Zu-
dem sind seit Beginn der Kämpfe etwa 232 000 
Menschen in das Nachbarland Tschad gefl üch-
tet, etwa 48 000 weitere in die Zentralafrika-
nische Republik.

Quelle: Auswärtiges Amt Internetseite, www.auswaertiges-amt.
de, >Außenpolitik, >Regionale Schwerpunkte, >Afrika (Zugriff 
25. 8. 2007)

Ende August 2006 hatte der UN-Sicherheitsrat 
mit Resolution 1706 (2006) beschlossen, die 
Überführung der AU-Mission AMIS in eine auf 
Darfur erweiterte UNMIS-Mission bis spätestens 
zum 31. Dezember 2006 umzusetzen. Ange-
sichts der Ablehnung dieser Überführung durch 
die sudanesische Regierung haben Afrikanische 
Union und Vereinte Nationen im November 
2006 den mittelfristigen Übergang von der jet-
zigen AU-Mission AMIS zu einer größeren, aus 
AU- und UN-Truppen gemeinsam zusammen-
gesetzten Mission (Hybridmission) beschlossen, 
die in drei Stufen umgesetzt werden soll... 
Unter steigendem internationalen Druck hat die 
sudanesische Regierung am 12. Juni 2007 den 
gemeinsamen Vorschlägen von AU und UN für 

die Hybridmission in Darfur zugestimmt. Der Si-
cherheitsrat der Vereinten Nationen autorisier-
te daraufhin am 31. Juli 2007 mit Resolution 
1769 (2007) die Entsendung der Friedensmissi-
on UNAMID, die etwa 26 000 Soldaten und Po-
lizisten umfassen und AMIS zum Jahreswechsel 
ablösen soll. Die 7 000 AMIS-Soldaten werden 
in die neue Mission integriert. 
UNAMID hat ein robustes Mandat nach Kapitel 
VII der UN-Charta, um neben dem Eigenschutz 
der Mission auch die Bewegungsfreiheit der 
humanitären Helfer zu gewährleisten sowie die 
baldige und wirksame Durchführung des Frie-
densabkommens für Darfur zu unterstützen, 
die Störung seiner Durchführung sowie bewaff-
nete Angriffe zu verhindern und Zivilpersonen 

zu schützen. Zum Leiter der Mission ist der 
ehemalige Außenminister der Republik Kongo 
(Brazzaville) Adada ernannt worden. UNAMID 
soll bis spätestens 31. Dezember 2007 die Auf-
gaben der AMIS-Mission übernehmen.

Quelle: Auswärtiges Amt Internetseite, www.auswaertiges-amt.
de, >Außenpolitik, >Regionale Schwerpunkte, >Afrika (Zugriff 
25. 8. 2007)

Politik_fertig.indd   22Politik_fertig.indd   22 03.01.2012   15:33:2503.01.2012   15:33:25


